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Beratungsgegenstand

Bebauungsplan Nr. 655
- Rechenacker / Samlandstraße -
Beschluss zur Änderung des Verfahrensgebietes und
zur öffentlichen Auslegung

Beschlussvorschlag

1. Der Rat der Stadt beschließt die Änderung des Verfahrensgebietes wie 
unter Punkt II. der Begründung beschrieben.

Gesetzliche Grundlage: § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, 
S. 1509).

2. Der Rat der Stadt erklärt sich in Kenntnis der Ergebnisse aus der 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange mit dem Entwurf des Bebauungsplanes
Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße - vom 01.10.2012 einver-
standen und beschließt die öffentliche Auslegung nebst Begründung 
(einschließlich Umweltbericht).

Gesetzliche Grundlage: § 3 Abs. 2 und § 4a Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 
(BGBl. I, S. 1509).
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1 Bezug
2 Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße - vom 
3 15.11.2010 (Drucksache Nr. B/14/0828-01)
4
5 Konsequenzen
6
7 a) Finanzielle
8
9     keine [ ]

10
11     ja [X]
12
13 Der Stadt Oberhausen entstehen Kosten für die Erschließung des Geländes. Die Kosten werden 
14 durch den Verkauf der Grundstücke gedeckt.
15
16 b) Sonstige
17
18 Begründung
19
20 I. Bisheriger Verfahrensablauf
21
22 1. Öffentlichkeitsarbeit
23
24 Am 15.11.2010 wurde durch den Rat der Stadt der Aufstellungsbeschluss zum 
25 Bebauungsplan Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße - gefasst.
26
27 Die Veröffentlichung des Beschlusses erfolgte am 01.12.2010.
28
29 Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
30 (BauGB) in der Fassung vom 27.08.1997 und nach den ”Verfahrensgrundsätzen für die 
31 vorgezogene Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen vom 
32 18.05.1987 hat der städtebauliche Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. 655
33 - Rechenacker / Samlandstraße -
34
35 - in der Zeit vom 21.06.2012 – 05.07.2012 einschließlich öffentlich ausgelegen
36 (Darlegung der Planung);
37
38 - am 28.06.2012 und am 30.08.2012 haben öffentliche Anhörungen 
39 (Bürgerversammlungen) stattgefunden.
40
41 Gemäß § 4 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit 
42 Schreiben vom 22.06.2012 bei der Aufstellung des Bebauungsplanes beteiligt worden.
43
44 Während der Öffentlichkeitsarbeit sind folgende Stellungnahmen zum Bebauungsplan 
45 Nr. 655 eingegangen:
46
47 A Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange
48
49 1. Bezirksregierung Arnsberg
50 Abteilung 6 Bergbau und Energie
51 Postfach 
52 44025 Dortmund
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53 2. Industrie- und Handelkammer zu Essen
54 Postfach 
55
56 45117 Essen
57
58 3. Thyssengas GmbH
59 Postfach 10 44 51
60
61 44044 Dortmund
62
63 4. Regionalverband Ruhr
64 Referat 11
65 Postfach 10 32 64
66
67 45032 Essen
68
69 B Private
70
71 1. Gisi Bloomfield
72 Romgesweg 25
73
74 46049 Oberhausen
75
76 2. Sonja Bröker
77 Franzenkamp 139
78
79 46049 Oberhausen
80
81 3. „Bürger von der Hiberniastraße“
82
83
84
85
86 4. Bürgerversammlung am 28.06.2012
87 Im Pavillion der Landwehrschule
88 Rechenacker 85
89
90 46049 Oberhausen
91
92 5. Bürgerversammlung am 30.08.2012
93 im Gemeindesaal der Evangelischen Emmaus-Kirchengemeinde
94 Bebelstraße 234
95
96 46049 Oberhausen
97
98
99 Kopien der Stellungnahmen der Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange sowie 

100 Kopien der Niederschriften über die öffentlichen Anhörungen sind dieser 
101 Beratungsvorlage als Anlage beigefügt.
102
103
104
105
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106 II. Änderung des Verfahrensgebietes
107
108 Um die geplanten westlichen Baugebiete auch über die Hiberniastraße erschließen zu 
109 können, wird das Verfahrensgebiet in Verlängerung der Straße Rehmer erweitert. Die 
110 Flächen der Kleingartenanlage und die Straße Rechenacker hingegen werden aus dem 
111 Geltungsbereich herausgenommen, da hier keine Veränderungen geplant sind.
112
113 Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Alstaden, Flur 7, und wird wie folgt umgrenzt:
114
115 Im Osten von der Straße Rechenacker, im Süden von der Samlandstraße, im Westen von 
116 der Kleingartenanlage sowie von der Hiberniastraße und im Norden von den Gärten der 
117 Wohnbebauung Romgesweg. Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 59 (teilweise), 183, 184 
118 (teilweise), 500, 501, 518 (teilweise) und 539.
119
120 III. Stellungnahme der Verwaltung zu den vorgebrachten Anregungen und Hinweisen 
121 bzw. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
122
123 Zu I.1 A1. Bezirksregierung Arnsberg
124 Abteilung 6 Bergbau und Energie
125 Postfach 
126
127 44025 Dortmund
128
129 Der Planbereich liegt über dem auf Steinkohle und Eisenerz verliehenen Bergwerksfeldern 
130 „Alstaden“ sowie über dem auf Sole verliehenen Bergwerksfeld „Klara“. Eigentümerin der 
131 Bergwerksfelder ist die RAG Aktiengesellschaft in Herne. Außerdem liegt ein kleiner Teil des 
132 Plangebietes über dem auf Steinkohle, Blei- und Kupfererz verliehenen Bergwerksfeld 
133 „Concordia“. Eigentümerin des Feldes ist die CBB Holding AG i. L.. Heute noch einwirkungs-
134 relevanter Bergbau ist aus diesem Feld nicht verzeichnet. Der Planbereich überdeckt das 
135 Feld der befristeten Aufsuchungserlaubnis zu gewerblichen Zwecken, hier: Grubengas 
136 „Alstaden-Gas“. Erlaubnisinhaberin ist die Fa. Minegas GmbH in Essen.
137
138 Hinweise und Kennzeichnungen zu notwendig werdender Anpassungs- und Sicherungs-
139 maßnahmen bzgl. bergbaulicher Einwirkungen sind in dem Bebauungsplan bereits enthalten.
140
141 Stellungnahme der Verwaltung:
142
143 Der Bebauungsplanvorentwurf enthält bereits die notwendigen Kennzeichnungen und 
144 Hinweise. Diese werden in den Bebauungsplanentwurf überführt.
145
146 Zu I.1 A2. Industrie- und Handelkammer zu Essen
147 Postfach 
148
149 45117 Essen
150
151 Generell begrüßt die IHK das Ziel, für den Planbereich die planungsrechtlichen 
152 Voraussetzungen zur Realisierung einer hochwertigen Bebauung zu schaffen. Es wird 
153 gebeten zu prüfen, ob es für das Unternehmen im Eckhaus Rechenacker / Samlandstraße 
154 aufgrund der geplanten Straßenrandbebauung an der Samlandstraße zu einer Parkplatz-
155 knappheit für Kunden kommen kann. 
156
157
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158 Stellungnahme der Verwaltung:
159
160 Es ist nicht davon auszugehen, dass der ruhende Verkehr im Bereich des Plangebietes im 
161 Vergleich zu der Zeit, als die Tennisplätze und der Sportplatz noch in Betrieb waren, 
162 zunehmen wird. Der Kundenverkehr eines einzelnen Dienstleistungsbetriebes innerhalb des 
163 angrenzenden Wohngebietes wird auch in Zukunft Parkmöglichkeiten vorfinden, zumal es 
164 sich hierbei nicht um ein verkehrsintensives Unternehmen (Fotostudio)handelt.
165
166 Es ist davon auszugehen, dass entlang der Samlandstraße nach Durchführung der 
167 Baumaßnahmen weiterhin ca. 20 öffentliche Parkplätze zur Verfügung stehen werden.
168
169 Zu I.1 A3. Thyssengas GmbH
170 Postfach 10 44 51
171
172 44044 Dortmund
173
174 In den Straßen Rechenacker und Landwehr befindet sich die Ferngasleitung L014/000/000 
175 B. 22 + 23 mit einer Schutzstreifenbreite von 8,0 m. Der Schutzstreifenbereich (4,0 m rechts 
176 und links der Leitung) ist von jeglicher Bebauung freizuhalten. Baustelleneinrichtungen oder 
177 das Lagern von Baumaterial sind ebenfalls nicht gestattet. Anpflanzungen, besonders 
178 Bäume, stellen eine potentielle Gefährdung der Leitung dar. Bäume und tief wurzelnde 
179 Sträucher sind deshalb mit einem horizontalen Abstand von mind. 2,50 m zwischen 
180 Stammachse und Außenhaut der Leitung vorzusehen. Dem Überfahren der Gasfernleitung 
181 mit Baufahrzeugen kann nur nach erfolgten druckverteilenden Maßnahmen zugestimmt 
182 werden. Im Bebauungsplan soll die Leitungstrasse einschl. Schutzstreifen als mit Leitungs-
183 rechten zu belastende Flächen nachrichtlich dargestellt werden. In der Begründung soll auf 
184 die Gasfernleitung hingewiesen werden. Die Fernleitung ist bei Bau- und Erschließungs-
185 maßnahmen zu berücksichtigen. Das Merkblatt für die Aufstellung von Flächen-
186 nutzungsplänen und von Bebauungsplänen und die allgemeine Schutzanweisung für Gas-
187 fernleitungen sollen angewandt werden. Eine weitere Beteiligung am Verfahren wird 
188 gefordert.
189
190 Stellungnahme der Verwaltung:
191
192 Die Leitungstrasse einschließlich ihres Schutzstreifens befindet sich innerhalb der Straßen-
193 verkehrsfläche Rechenacker. Festsetzungserfordernisse bestehen insofern bezüglich der 
194 Leitungstrasse nicht. Zudem befindet sich die Straße Rechenacker nicht mehr innerhalb des 
195 Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Die übrigen Hinweise betreffen die Ausbau-
196 planung und werden zu gegebenem Zeitpunkt beachtet.
197
198 Zu I.1 A4 Regionalverband Ruhr
199 Referat 11
200 Postfach 10 32 64
201
202 45032 Essen
203
204 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt am Rand des Siedlungsbereiches von 
205 Alstaden innerhalb der Verbandsgrünfläche Nr. 17 in der Stadt Oberhausen und benachbart 
206 zum Regionalen Grünzug A innerhalb des Emscher Landschaftsparks, dessen Frei-
207 raumkulisse in diesem Bereich entlang der Stadtgrenze zu Mülheim teils stark fragmentiert 
208 ist. Zu der parallel stattfindenden 14. Änderung des RFNP hat der Regionalverband mit 
209 Schreiben vom 04.05.2011 und 15.02.2012 Stellung genommen. Diese Bedenken bestehen 
210 weiterhin.
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211
212 Stellungnahme der Verwaltung:
213
214 Zu den Bedenken, die im Rahmen der 14. Änderung des Regionalen 
215 Flächennutzungsplanes durch den Regionalverband Ruhr vorgebracht wurden, hat die Stadt 
216 Oberhausen bereits Stellung genommen. Die dort vorgebrachten Argumente haben auch für 
217 die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes Gültigkeit. 
218
219 Zusammenfassend hat die Stadt Oberhausen hierzu wie folgt Stellung genommen: 
220
221 Die bisher als Sportstätte genutzte Fläche an der Landwehr befindet sich in einer Insellage, 
222 die allseitig von vorhandenen Baustrukturen umgeben ist. Im GEP´99 der Bezirksregierung 
223 Düsseldorf -als regionalplanerischer Vorläufer des RFNP in diesem Bereich- war der 
224 Planbereich Bestandteil eines nahezu das gesamte südliche Stadtgebiet umfassenden 
225 Allgemeinen Siedlungsbereiches (ASB). Obwohl der RFNP denselben rechtlich 
226 vorgeschriebenen Darstellungsmaßstab von M 1:50.000 aufweist, wurde der grundsätzliche 
227 Ansatz verfolgt, dass der RFNP in seiner Funktion als vorbereitender Bauleitplan auch dem 
228 Anspruch an eine möglichst sachgerechte Darstellung der städtebaulichen Entwicklung 
229 gerecht zu werden hat. Insofern folgt der RFNP einer verringerten Regeldarstellungsschwelle 
230 von 5 ha und weist somit zahlreiche Detaillierungen auf. Vor diesem Hintergrund wurde eine 
231 Grünflächendarstellung der Sportanlagen gewählt, zumal sich - unter Einbeziehung eines 
232 Oberhausener Schulstandortes - ein Zusammenschluss mit Freiflächen auf Mülheimer Stadt-
233 gebiet anbot. Entgegen der Auffassung des Referates 11 des RVR hat dieser 
234 Flächenzusammenschluss aber keine überörtliche Bedeutung für den Freiraum, da 
235 bestehende bauliche Zäsuren eine durchgängige Freiraumentwicklung auf unabsehbare Zeit 
236 nicht ermöglichen und regional bedeutsame Freiraumanbindungen fehlen. Aus diesem 
237 Grund konnten die Freiraumbereiche auch nicht in das System der Regionalen Grünzüge 
238 integriert werden, da diese Freiraumfunktion - selbst ausnahmsweise - nicht über An-
239 bindungsflächen des Siedlungsraumes ausgedehnt werden kann.
240
241 Die 14. Änderung des RFNP soll daher die planungsrechtliche Grundlage für die mit dem 
242 vorliegenden Bebauungsplan verfolgte qualitätsvolle Wohnbauentwicklung schaffen. Im 
243 Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden detaillierte städtebauliche Konzepte für eine 
244 mögliche Wohnbebauung der Flächen der Sportanlage Landwehr entwickelt und geprüft. Im 
245 Rahmen der Erarbeitung der Konzepte wurde neben der Planung der Wohngebiete auch die 
246 Realisierung von Grün- und Freiflächen betrachtet. Hierbei wurde das Hauptaugenmerk auf 
247 eine qualitativ hochwertige Durchgrünung des Planbereichs mit der Schaffung von - 
248 gegenüber der Realnutzung - deutlich verbesserten Aufenthalts- und Durch-
249 querungsfunktionen gelegt.
250
251 Im Zuge der Aufstellung der gesamtstädtischen Konzeption zur Neugestaltung der 
252 Sportplatzlandschaft in Oberhausen wurde deutlich, dass künftig an diesem Standort eine 
253 Flächenvorhaltung für sportliche Aktivitäten nicht mehr erforderlich ist. Nach Abstimmung 
254 des Investitionsrahmens mit der Bezirksregierung Düsseldorf im Sommer 2010 wurde die 
255 Umsetzung der Sportplatzkonzeption - auch unter Berücksichtigung notwendiger Haushalts-
256 konsolidierungsmaßnahmen - vom Rat der Stadt Oberhausen am 20.09.2010 beschlossen. 
257 Durch die Möglichkeit von Umgestaltungen und Verbesserungen in der Oberhausener 
258 Sportplatzlandschaft soll der Schul- und Vereinssport unter Berücksichtigung der 
259 demografischen Entwicklung neu geordnet werden. Ziel hierbei ist u.a. auch eine erheblich 
260 bessere Ausstattung der bestehen bleibenden Sportfreianlagen. Die Umnutzung und 
261 Vermarktung der großen Sportflächen im vorliegenden Bebauungsplangebiet ist im Rahmen 
262 des Gesamtkonzeptes von wesentlicher Bedeutung.
263
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264
265 Die Flächen der bisherigen Sportanlagen liegen darüber hinaus in einem Stadtbezirk 
266 Oberhausens, der den höchsten prognostizierten Wohnungsneubaubedarf aufweist. Durch 
267 die Planung, die Sportanlage an der Landwehr in Wohnbauland umzuwandeln, soll dieser 
268 prognostizierte Bedarf für den Sozialraum Oberhausen Mitte/Styrum gedeckt werden. Dies 
269 ist gerade vor dem Hintergrund von Bedeutung, dass es in dem hoch verdichteten Bereich 
270 des Zentrums von Alt-Oberhausen, das einen Großteil dieses Sozialraums ausmacht, 
271 ansonsten keine größeren zusammenhängenden Entwicklungsflächen gibt, die den 
272 prognostizierten Bedarf an neuen Wohnungen decken können.
273
274 Der RVR weist auf die Verbandsgrünfläche Nr. 17 hin, die vollständig von der Neuplanung 
275 betroffen ist. Der durch den RVR angeführte Erwerb von Liegenschaften zur 
276 Freiraumsicherung bezieht sich jedoch nicht auf den Planbereich. Im Bereich der inselartig 
277 gelegenen Verbandsgrünfläche Nr. 17 bzw. deren Umfeld liegen Grundstücke im Eigentum 
278 des RVR nicht vor. Mit Überplanung der an diesem Standort nicht mehr benötigten 
279 Sportanlagen wird die durch die Verbandsgrünfläche Nr. 17 bislang beabsichtigte Freiraum-
280 sicherung gegenstandslos. Das Verbandsverzeichnis Grünflächen des RVR ist nach 
281 Rechtswirksamkeit des RFNP-Änderungsverfahrens entsprechend anzupassen. Auf Grund 
282 der bereits erwähnten dichten Umgebungsbebauung im Grenzbereich der Städte 
283 Oberhausen und Mülheim an der Ruhr bestehen hier keine Möglichkeiten der Anbindung an 
284 Regionale Grünzüge. Der RFNP enthält in der Plankarte weiträumig keine entsprechenden 
285 Darstellungen. Auch der Masterplan Emscher Landschaftspark 2010, der als informelle 
286 Planung ebenfalls Bestandteil einer regionalen Entwicklungsstrategie ist, weist den 
287 Planbereich nicht als Teil seiner Freiraumkulisse aus. 
288
289 Die Sicherung von Grün- und Freiflächen sowie eine attraktive Durchgrünung des 
290 Plangebietes sind Bestandteil des vorliegenden Bebauungsplanes. Es werden Fest-
291 setzungen zu öffentlichen Grünflächen sowie zur Durchgrünung der privaten Grundstücke 
292 und zu Baumpflanzungen in den Bebauungsplan aufgenommen.
293
294 Zu I.1 B1. Gisi Bloomfield
295 Romgesweg 25
296
297 46049 Oberhausen
298
299 Die Einsenderin bemängelt die Unzulänglichkeiten des Versammlungsortes der 
300 Bürgerversammlung am 28.06.2012. Der Raum war zu viel klein und die Bürger/innen 
301 mussten auf Kinderstühlen Platz nehmen. Zudem war die Versammlung geprägt von 
302 unsachlichen Beiträgen sowie von parteipolitischem Geplänkel. Die Einsenderin wünscht 
303 sich zukünftig für Bürgerversammlungen eine verbesserte und dem Anlass angemessene 
304 Leitung durch den jeweiligen Versammlungsleiter.
305
306 Stellungnahme der Verwaltung:
307
308 Der Anregung wurde bereits zur zweiten Bürgerversammlung am 30.08.2012 im 
309 Gemeindesaal der Evangelischen Emmaus-Kirchengemeinde gefolgt. Es war genügend 
310 Platz vorhanden und die Sitzung erfolgte in konstruktiver und freundlicher Art und Weise. 
311
312
313
314
315
316
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317
318 Zu I.1 B2. Sonja Bröker
319 Franzenkamp 139
320
321 46049 Oberhausen
322
323 Der Planentwurf findet bei den Bauinteressenten großen Anklang. Es stellt sich die Frage, ob 
324 innerhalb der neuen Siedlung auch Geh- und Radwege analog zu denen in Alstaden West 
325 geplant sind. Falls nicht, sollte dies geschehen.
326
327
328 Stellungnahme der Verwaltung:
329
330 Das ehemalige Sportplatzgelände war bisher für den öffentlichen Fuß- und Radverkehr nicht 
331 zugänglich. Ein wichtiger Punkt des städtebaulichen Entwurfes stellt die Durchlässigkeit des 
332 zukünftigen Wohngebietes für Fußgänger und Radfahrer dar. Innerhalb der als öffentliche 
333 Parkanlage festgesetzten Fläche sind Fuß- und Radwege geplant. Diese sind im 
334 Bebauungsplan zum Teil lediglich nachrichtlich dargestellt, da die genaue Lage erst zu 
335 späterem Zeitpunkt festgelegt werden kann. 
336
337 Zu I.1 B3. „Bürger von der Hiberniastraße“
338
339
340
341
342
343 An der Kreuzung Hiberniastraße / Rehmer wird nach Ansicht des Einsenders die Einrichtung 
344 eines Kreisverkehrs notwendig. Die heutige T-Kreuzung mit der abbiegenden Vorfahrt ist 
345 heute schon ein Gefahrenbereich und Unfallschwerpunkt. Ein weiteres Problem stellt der 
346 Busverkehr dar. Die Gelenkbusse müssen den vollen Kurvenradius, d.h. also die 
347 Gegenfahrbahn nutzen, um nicht über Bordstein und Grünstreifen fahren zu müssen. 
348 Insofern ergeben sich lange Wartezeiten für Autofahrer, wenn der Bus entgegen kommt. 
349 Begegnungsverkehr ist dann auf der Kreuzung nicht möglich. Diese Verkehrslage wird sich 
350 mit der Planung (mindestens 36 Wohneinheiten, die diesen Kreuzungsbereich zukünftig 
351 nutzen werden) noch verschärfen. 
352
353 Stellungnahme der Verwaltung:
354
355 Es ist richtig, dass der Gelenkbus der Linie SB 90 die Gegenfahrbahn mitnutzen muss. 
356 Angesichts der Tatsache, dass diese Buslinie im 20-Minutentakt verkehrt, ist dies jedoch 
357 zumutbar. Es handelt sich bei diesem Bereich um ein Wohngebiet mit Kleingartenanlage, in 
358 dem kein zusätzlicher Zielverkehr zu erwarten ist. Der bisherige Verkehr zum Sportplatz und 
359 zu den Tennisplätzen fällt zudem weg. Die Kosten für die Anlage eines Kreisverkehrs stehen 
360 in keinem Verhältnis zum Nutzen, der hier zu erwarten wäre.
361
362 Die Anbindung des neuen Wohngebietes an die Hiberniastraße in Form einer 
363 Vorfahrtsregelung ist nach Aussage des Arbeitskreises „Verkehrssicherheit“ der Stadt 
364 Oberhausen möglich und führt zu keinen verkehrlichen Behinderungen.
365
366 Zu I.1 B4. Bürgerversammlung am 28.06.2012
367 Im Pavillion der Landwehrschule
368 Rechenacker 85
369

8 von 83 in Zusammenstellung



Stadt
Oberhausen

Drucksache Nr.

B/15/2402-01

Termin

17.12.2012 Rat der Stadt

Drucksache Nr.: B/15/2402-01 / Seite 9 von 11

370 46049 Oberhausen
371
372 Zu I.1 B5. Bürgerversammlung am 30.08.2012
373 im Gemeindesaal der Evangelischen Emmaus-Kirchengemeinde
374 Bebelstraße 234
375
376 46049 Oberhausen
377
378 In den Bürgerversammlungen sind insbesondere die folgenden Themen diskutiert worden:
379
380  Verkehrliche Erschließung des Plangebietes;
381
382  Versorgung des Plangebietes mit Stellplätzen;
383
384  Art und Umfang der Wohnbebauung.
385
386 Die Stellungnahmen zu diesen Themen sind der Niederschrift zur Bürgerversammlung 
387 zu entnehmen.
388
389 V. Planungsanlass und -ziele
390
391 Mit dem Bebauungsplan Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße - sollen die planungs-
392 rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, die Sportanlage Landwehr im Sinne einer 
393 Wohnbaulandentwicklung umzunutzen.
394
395 Für die Sportanlage Landwehr besteht kurz- bis mittelfristig Handlungsbedarf in Bezug auf 
396 eine Umnutzung der bestehenden Sportfläche. Die Sportanlage ist aus Sicht der 
397 Sportplatzkonzeption entbehrlich, da dem Hauptnutzer, dem Profifußballverein Rot-Weiß 
398 Oberhausen, der die Anlage bisher für Trainingszwecke seiner verschiedenen Mannschaften 
399 nutzte, nun ein Trainingsgelände in direkter räumlicher Nähe zum Stadion „Niederrhein“ auf 
400 der Emscherinsel zur Verfügung steht. An dieser Stelle wird der Trainingsbetrieb aller 
401 Mannschaften gebündelt und darüber hinaus ein durch die Deutsche Fußballliga gefordertes 
402 Leistungszentrum für den Nachwuchs errichtet.
403
404 Im Rahmen der Sportplatzkonzeption der Stadt Oberhausen werden erhebliche 
405 Einsparungen für den städtischen Haushalt durch die Aufgabe der Sportanlage Landwehr 
406 prognostiziert. Diese Einsparungen sowie die erwarteten Einnahmen aus der Vermarktung 
407 der Wohnbauflächen sollen verwendet werden, um den Beschluss des Rates zum 
408 Haushaltssicherungskonzept 2008 ff, Maßnahme 142 A Konzeption zur Neugestaltung der 
409 Sportplatzlandschaft in Oberhausen/Umsetzung der Konzeption vom 20.09.2010 
410 (Drucksache Nr. B/15/0764-01) umzusetzen und andere Sportanlagen, die im Rahmen der 
411 Sportplatzkonzeption ermittelt worden sind, zu ertüchtigen und die Nutzung dort zu 
412 intensivieren.
413
414 Nach den Ergebnissen der Wohnungsmarktanalyse aus dem Jahr 2012 besteht für die 
415 Bereiche Oberhausen-Alstaden und Oberhausen-Styrum ein Bedarf an Wohnbauflächen für 
416 Einzel-, Doppel- und Reihenhäusern. Zur Deckung dieses Bedarfes stellt die Fläche der 
417 Sportanlage Landwehr die einzige große potenzielle Entwicklungsfläche in diesem Bereich 
418 dar, die kurz- bis mittelfristig zur Verfügung steht. 
419
420 Die Fläche zeigt sich aufgrund ihrer guten Anbindung an die vorhandene Infrastruktur als 
421 besonders geeignet für die Entwicklung von Wohnbauland. Für die Versorgung mit Gütern 
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422 des täglichen Bedarfs befinden sich zwei Nahversorgungszentren in der räumlichen 
423 Umgebung der Entwicklungsfläche.
424
425 Des Weiteren ist das Hauptzentrum Alt-Oberhausen von der Fläche aus sehr gut erreichbar. 
426 Darüber hinaus befinden sich im direkten Umfeld des Plangebietes zwei Schulen sowie eine 
427 städtische Kindertageseinrichtung. 
428
429 Im seit 03.05.2010 rechtswirksamen Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) der 
430 Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr, der Oberhausen angehört, wird das Plangebiet 
431 als Grünfläche (Bauleitplanerischer Teil des RFNP) und als Allgemeiner Freiraum- und 
432 Agrarbereich (Regionalplanerischer Teil des RFNP) dargestellt. Das Stadtentwicklungs-
433 konzept der Stadt Oberhausen (STEK 2020) als informelles Planungsinstrument enthält an 
434 dieser Stelle ebenfalls die Darstellung Grünfläche.
435
436 Die Planungsziele des Bebauungsplanes Nr. 655 stimmen an dieser Stelle somit nicht mit 
437 den Darstellungen des RFNP überein. Daher ist parallel zum Bebauungsplanverfahren ein 
438 Verfahren zur Änderung des RFNP durchgeführt worden. Mit Datum des 31.10.2012 wurde 
439 die Änderung des RFNP durch die Staatskanzlei Nordrhein-Westfalen genehmigt.
440
441 Mit dem Bebauungsplan Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße - werden folgende 
442 Hauptplanungsziele verfolgt:
443
444 - Festsetzung eines Reinen Wohngebietes;
445
446 - Regelung der Erschließungsnotwendigkeit;
447
448 - Regelung der erforderlichen Ausgleichmaßnahmen.
449
450 Weitere Einzelheiten sind der beigefügten Begründung einschließlich Umweltbericht 
451 zu entnehmen.
452
453 VI. Weiterer Verfahrensablauf
454
455 - Einverständnis des Rates mit dem Entwurf des Bebauungsplanes vom 01.10.2012 
456 sowie Beschluss des Rates gemäß § 3 Abs. 2 BauGB betreffend der Verkleinerung 
457 des Plangebietes;
458
459 - Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer von 1 Monat;
460
461 - Entscheidung des Rates über die vorgebrachten Stellungnahmen sowie 
462 Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB;
463
464 - Rechtskraft des Bebauungsplanes durch Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses.
465
466 VII. Kurzzusammenfassung
467
468 Der Rat der Stadt beschließt die öffentliche Auslegung des Entwurfes zum Bebauungsplan 
469 Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße -.
470
471
472
473
474
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475
476
477
478 Anlagen
479
480 Anlage 1: Verkleinerung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 655
481
482 Anlage 2: Stellungnahmen und Anregungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
483
484 Anlage 3: Niederschriften der Bürgerversammlungen
485
486 Anlage 4: Begründung (einschl. Umweltbericht) zum Bebauungsplan Nr. 655
487
488
489 Die umfangreichen Anlagen 2 bis 4 werden aus Kostengründen und damit als Beitrag zur 
490 Haushaltskonsolidierung nicht in Papierform beigefügt. Sie liegt aber während der Sitzung zur 
491 Einsichtnahme aus und kann darüber hinaus vorab über das Ratsinformationssystem ALLRIS 
492 heruntergeladen werden.
493
494
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PB6

Datum: 10.07.2012 10:23:12 Uhr

Planverfahren: 655 - Rechenacker/Samlandstraße
Beteiligungszeitraum: 21.06.2012 - 05.07.2012
Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Ö f f entlichkeit gem. § 3  (1) BauGB

Stellungnahme vo n: Sonja Bröker
Abgabedatum: 05.07.2012 09:41:46 Uhr
Adresse: franzenkamp 139

46049 Oberhausen
T elef o n: 0208 5827466
E-Mail: sonja.broeker@gmx.net
Stellungnahme: Planentwurf gefällt uns als Bau Interessent sehr gut. Ich habe nur eine frage bzw. Anmerkung.

Sind innerhalb  der neuen Sied lung geh und radwege analog zu denen in alstaden west z.b .
zwischen der ten brinkesied lung und der Sied lung und lahnstraße gep lant? Falls nicht, würde
ich d ieses gerne hiermit vorschlagen. Über eine rückmeldung würde ich mich freuen und
verb leibe mit freund lichen grüßen. Sonja Bröker
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PB6

Datum: 10.07.2012 10:22:14 Uhr

Planverfahren: 655 - Rechenacker/Samlandstraße
Beteiligungszeitraum: 21.06.2012 - 05.07.2012
Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Ö f f entlichkeit gem. § 3  (1) BauGB

Stellungnahme vo n: Peter Zierhut
Abgabedatum: 03.07.2012 09:52:09 Uhr
Adresse: Hiberniastraße 120

46049 Oberhausen
E-Mail: pzierhut@msn.com
Stellungnahme: Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Durchsicht des Bebauungsp lanvorentwurf ist es meiner Meinung nach notwendig , an der
Kreuzung Hiberniastraße/Rehmer einen Kreisverkehr zu installieren.

Die heutige T -Kreuzung mit der "abb iegenden Vorfahrt" ist heute schon ein Gefahrenbereich
und Unfallschwerpunkt. T äg lich kommt es hier zu "beinah Unfällen" und teilweise auch zu
Blechschäden. 

Desweiteren lieg t im Busverkehr ein Prob lem. Die Gelenkbusse der Stoag müssen heute den
vo llen Kurvenrad ius nutzen (das heißt inkl. Gegenfahrbahn), um mit ihrer Schleppkurve nicht
über Bordstein und Grünstreifen fahren zu müssen. Sobald  sich ein Fahrzeug auf oder vor der
Kreuzung befindet, b leiben d ie Busse weit vor der Kreuzung stehen und warten, b is sich kein
Fahrzeug mehr in der nähe der Kreuzung befindet, um ihre Kurve zu fahren. Ebenfalls wird
manchmal mehrere Minuten auf den entgegenkommenden Bus gewartet, b is sich der Bus in
Bewegung setzt, sodass es keinen Begenungsverkehr auf der Kreuzung g ib t. 

Die Verkehrslage wird  sich mit dem neuen Bebauungsp lan in dem Kreuzungsbereich noch
verschärfen. Bei min. 36 Wohneinheiten, d ie d iese Kreuzung nutzen werden, wird  es zu
erheb lichen Mehrbelastung der Kreuzung kommen. 

Deswegen b itte ich Sie, d ie genannte Kreuzung in einen Kreisverkehr zu wandeln.
Hiermit wären d ie angesprochenen Prob leme behoben und der Verkehrsfluss würde
g leichmäßig  und sicher fließen.

Vielen Dank,
mt freund lichen Grüßen,
Peter Zierhut
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A. Begründung 
 

1. Räumlicher Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 
 
1.1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 655 - Rechenacker / Samland-
straße liegt in der Gemarkung Alstaden, Flur 7 und ist gegenüber dem im Aufstellungsbe-
schluss genannten Geltungsbereich zur frühzeitigen Beteiligung um die Flächen der Klein-
gartenanlage verkleinert bzw. zur Hiberniastraße erweitert worden, da diese Flächen nun 
nicht mehr für eine Bebauung genutzt werden sollen bzw. die Verbindung zur Hiberniastraße 
für eine weitere Erschließung geschaffen werden soll. Weiterhin wurde die Straße Rechen-
acker aus dem Geltungsbereich herausgenommen, da für diese Straße kein bauleitplaneri-
scher Regelungsbedarf besteht. 
 
Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Alstaden, Flur 7, wird nun wie folgt umgrenzt: 
 
Im Osten von der Straße Rechenacker, im Süden von der Samlandstraße, im Westen von 
der Kleingartenanlage sowie von der Hiberniastraße und im Norden von den Gärten der 
Wohnbebauung Romgesweg. Das Plangebiet umfasst die Flurstücke Nr. 59 (teilweise), 183, 
184 (teilweise), 500, 501 518(teilweise) und 539. 
 
Die Änderung des Plangebietes soll durch den Rat der Stadt im Offenlagebeschluss be-
schlossen werden. Das Plangebiet umfasst nun insgesamt eine Fläche von ca. 5,7 ha. 
 

 

1.2 Eigentumsverhältnisse 
 
Die Flächen im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes stehen insgesamt im 
Eigentum bzw. Besitz der Stadt Oberhausen. Es ist beabsichtigt, die geplanten Wohnbau-
grundstücke als Einzeleigentum an Bauwillige zu veräußern. Die Flächen für die öffentliche 
Erschließung und die öffentlichen Grünflächen verbleiben bei der Stadt Oberhausen. 
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2. Planungsanlass und –ziele 
 
2.1 Anlass zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße - sollen die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen geschaffen werden, die Sportanlage Landwehr im Sinne einer 
Wohnbaulandentwicklung umzunutzen. 
 
Für die Sportanlage Landwehr besteht kurz- bis mittelfristig Handlungsbedarf in Bezug auf 
eine Umnutzung der bestehenden Sportfläche. Die Sportanlage ist aus Sicht der Sportplatz-
konzeption entbehrlich, da dem Hauptnutzer, dem Profifußballverein SC Rot-Weiß Oberhau-
sen, der die Anlage bislang für Trainingszwecke seiner verschiedenen Mannschaften nutzte, 
nunmehr in direkter räumlicher Nähe zum Stadion "Niederrhein" auf der Emscherinsel ent-
sprechende Trainingsmöglichkeiten in einem Leistungszentrum zur Verfügung stehen. 
 
Nach den Ergebnissen der Wohnungsmarktanalyse aus dem Jahr 2012 besteht für die Be-
reiche Oberhausen-Altstaden und Oberhausen-Styrum ein Bedarf an Wohnbauflächen für 
Einfamilienhausbebauung. Zur Deckung dieses Bedarfes stellt die Fläche der Sportanlage 
Landwehr die einzige große potenzielle Entwicklungsfläche in diesem Bereich dar, die kurz-
fristig zur Verfügung steht. 
 
Die Fläche zeigt sich aufgrund ihrer guten Anbindung an die vorhandene Infrastruktur als 
besonders geeignet für die Entwicklung von Wohnbauland. Für die Versorgung mit Gütern 
des täglichen Bedarfs befinden sich zwei Nahversorgungszentren in der räumlichen Umge-
bung der Entwicklungsfläche. Des Weiteren ist das Hauptzentrum Alt-Oberhausen von der 
Fläche aus sehr gut erreichbar. Im direkten Umfeld des Plangebietes befinden sich zwei 
Schulen sowie eine städtische Kindertageseinrichtung. 
 
Das Plangebiet liegt inmitten des Siedlungsbereiches Alstaden, der sich durch einen hohen 
Anteil an Einfamilienhäusern auf teilweise großen und durchgrünten Grundstücken aus-
zeichnet. Naherholungsmöglichkeiten wie beispielsweise die Kleingartenanlage östlich der 
Landwehrschule - bereits auf Mühlheimer Stadtgebiet - und ein durch Bäume und Großge-
hölze geprägtes Umfeld stellen attraktive Faktoren für eine Wohnnutzung dar. Der Planbe-
reich liegt abseits stark frequentierter Verkehrsstraßen, so dass eine ruhige Wohnsituation 
gegeben ist. 
 
Derzeit besteht für das Plangebiet noch der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 156/I -
Landwehr / Rechenacker-. Dieser setzt öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Sportanlage, Sportplatz in Verbindung mit einzelnen Baufenstern für die derzeit bestehenden 
Gebäude sowie öffentliche Straßenverkehrsfläche fest. 
 
 
2.2 Hauptplanungsziele 
 
Zum Erreichen der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens ist die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes notwendig.  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße - werden 
folgende Hauptplanungsziele verfolgt: 
 

• Umnutzung einer Sportplatzfläche zu einer Wohnbaufläche, 
• Festsetzung der erforderlichen Erschließungsanlagen, 
• Berücksichtigung des wertvollen Vegetationsbestandes und öffentlicher Grünflächen, 
• Regelung der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen. 
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2.3 Ziele der Raumordnung / vorbereitende Bauleitplanung 
 
Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich be-
stimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Landes- oder Regionalplanung abschließend 
abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen. Sie sind von den in § 4 Abs. 1 
Raumordnungsgesetz (ROG) aufgeführten Adressaten zu beachten. D.h., es handelt sich 
um Festlegungen, die nicht durch eine Abwägung überwindbar sind. Die Bauleitpläne sind 
gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 
 
Landesentwicklungsplan 
Im Teil A des Landesentwicklungsplans (LEP NRW) vom 11.05.1995 als landesweiter Raum-
ordnungsplan wurde erstmalig die europäische Metropolregion Rhein-Ruhr konkretisiert. 
Oberhausen ist dabei im Rahmen der zentralörtlichen Gliederung als Mittelzentrum im Bal-
lungskern Ruhrgebiet dargestellt. 
 
Der Teil B des LEP NRW enthält für das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 655 keine 
Darstellungen. Dementsprechend sind auch keine Freiraumfunktionen für den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. 655 dargestellt. 
 
Die textlichen Bestandteile des LEP NRW enthalten unter Abschnitt C.I. Ziele für die Wohn-
baulandversorgung und Verbesserung der Wohnstandorte. Als Ziel wird formuliert, dass die 
kommunale Bauleitplanung durch Festsetzung ausreichender Baugebiete die Baulandver-
sorgung für den kommunalen Bedarf sicherzustellen hat. Dabei hat die Nutzung innerstädti-
scher Flächen, insbesondere die Nutzung brachliegender oder ungenutzter Grundstücke den 
Vorrang vor der Inanspruchnahme unbesiedelter Freiflächen im Außenbereich. 
 
Die mit dem Bebauungsplan Nr. 655 verfolgten Planungsziele und die in ihm vorgesehenen 
Festsetzungen entsprechen somit den im Landesentwicklungsplan formulierten Zielen.  
 
Regionaler Flächennutzungsplan 
Die Stadt Oberhausen hat sich mit den Städten Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne und 
Mülheim an der Ruhr zu einer Planungsgemeinschaft „Städteregion Ruhr“ zusammenge-
schlossen. Die Planungsgemeinschaft hat einen Regionalen Flächennutzungsplan gemäß 
§ 25 Landesplanungsgesetz (LPlG) in der Fassung vom 03.05.2005 erarbeitet, der als inte-
graler Bestandteil des Regionalplans aufgestellt wurde und zugleich die Funktion eines Re-
gionalplans und eines gemeinsamen Flächennutzungsplans gemäß § 204 BauGB über-
nimmt. 
 
Der RFNP ist mit der Bekanntmachung am 03.05.2010 in Kraft getreten und damit gemäß § 
25 Abs. 4 LPlG Ziel der Raumordnung geworden. Er enthält für das Plangebiet des Bebau-
ungsplans Nr. 655 folgende Darstellungen: 
 
Bauleitplanung / Regionalplanung 

• Grünfläche / Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich  
 
Die Planungsziele des Bebauungsplanes Nr. 655 stimmen an dieser Stelle somit nicht mit 
den Darstellungen des RFNP überein. Daher wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren 
ein Verfahren zur Änderung des RFNP durchgeführt. Mit Datum des 31. Oktobers 2012 wur-
de die Änderung des RFNP durch die Staatskanzlei Nordrhein-Westfalen genehmigt. Damit 
steht lediglich noch die Veröffentlichung der Änderung aus. Der Bebauungsplan Nr. 655 ist 
im Sinne des § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst. 
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2.4 Stadtentwicklungskonzept STEK 2020 
 
Das Stadtentwicklungskonzept Oberhausen 2020 (STEK 2020) wurde am 27.10.2008 vom 
Rat der Stadt Oberhausen als informelle Planung i.S. des § 1 Abs. 6 Nr.11 BauGB beschlos-
sen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 655 ist im Plan „Flächennutzung“ als 
Grünfläche dargestellt.  
Der Maßnahmenplan enthält für das Plangebiet des Bebauungsplan Nr. 655 keine Aussa-
gen.  
Die Ziele bzw. Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 655 stimmen nicht mit den Darstel-
lungen des STEK 2020 überein. Im Rahmen der künftig notwendigen Überprüfungen und 
Anpassungen des STEK 2020 werden die durch den Bebauungsplan geänderten Ziele ent-
sprechend berücksichtigt. 
 
 
 

3. Bestandssituation 
 
Das Plangebiet gehört zum Stadtteil Alstaden und befindet sich inmitten gewachsener 
Wohnsiedlungsbereiche an der Samlandstraße und der Straße Rechenacker. Es umfasst 
das ehemalige Sportplatz- und Trainingsgelände des SC Rot-Weiß Oberhausen sowie die 
ehemaligen Flächen des Tennisclubs Oberhausen.  
 
3.1 Bestand Plangebiet  
 
Das Sportplatz- und Trainingsgelände umfasst einen Rasenspielplatz mit Rundlaufbahn und 
Leichtathletikanlagen sowie zwei Tennenplätze. Im nördlichen Randbereich befinden sich 
eine Sporthalle und das zweigeschossige Clubgebäude mit der Geschäftsstelle des Vereins. 
Dem Clubgebäude und der Sporthalle vorgelagert ist eine kleine Stellplatzanlage, die an den 
Rechenacker angebunden ist. Im südwestlichen Randbereich an der Samlandstraße befin-
den sich fünf Tennisplätze mit zugehörigem Vereinsheim. 
 
Das Plangebiet wird weiterhin durch Gehölzbestände geprägt, die das Areal rahmenförmig 
grün einfassen. Im Osten sind dies der alleeartig ausgeprägte Straßenraum des Rechen-
ackers und die mit Großgehölzen besetzte Randeinfassung des Sportplatzgeländes, die sich 
im Süden entlang der Nordseite der Samlandstraße fortsetzt. Auch im westlichen und nördli-
chen Randbereich des Sportplatzareals befinden sich Gehölzreihen, die das Gelände zu den 
Kleingärten im Westen und der angrenzenden Wohnbebauung am Romgesweg im Norden 
abgrenzen. Ein weiteres prägendes Grünelement stellt eine in Nord-Süd-Richtung ausgerich-
tete Baumreihe dar, die auf einer leichten Wallaufschüttung (Stehtribüne) mittig das Sport-
platzgelände durchzieht. Diese Baumreihe trennt den Rasenspielplatz im Osten von den 
Tennenplätzen im Westen. 
 
 
3.2 Umgebungsbereich 
 
Der Umgebungsbereich des Plangebietes ist durch eine stark durchgrünte wohnbauliche 
Nutzung mit vornehmlich Ein- und Zweifamilienhäusern geprägt. Sowohl das Wohngebiet 
südlich der Samlandstraße als auch das westlich der Hiberniastraße anschließende Wohn-
gebiet zeichnen sich durch tiefe Grundstücke mit großen Gartenflächen aus. Die Baustruktur 
weist durchgängig eine maximal zweigeschossige Bebauung mit Einzel- und Doppelhäusern 
sowie Reihenhausgruppen auf. Lediglich das Wohnquartier Romgesweg nördlich des Plan-
gebietes zeigt eine verdichtetere Baustruktur. 
 
Östlich des Rechenacker befinden sich eine Kindertagesstätte, eine Gemeinschaftsgrund-
schule sowie eine Förderschule und anschließend - bereits im Stadtgebiet Mülheim a. d. 
Ruhr - eine große Kleinartenanlage. Westlich des beschriebenen Sportgeländes befinden 
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sich Kleingartenflächen, die sich auf einem ca. 30 m tiefen Geländestreifen parallel zur ehe-
maligen Bahntrasse erstrecken. 
 
Insgesamt kann der Umgebungsbereich als intakter und qualitätsvoller Wohnsiedlungsbe-
reich charakterisiert werden. 
 
 
3.3 Infrastruktur 
 
Die Grundversorgung kann über das Nahversorgungszentrum Alstaden westlich des Plan-
gebietes gedeckt werden. Das Nahversorgungszentrum Alstaden ist gut erreichbar und bie-
tet mit einem Lebensmittelmarkt und weiteren kleinflächigen Handels- und Dienstleistungs-
einrichtungen ein hinlängliches Nahversorgungsangebot. Das Nebenzentrum Bero-Center 
(Einkaufszentrum) und das Hauptzentrum Alt-Oberhausen sind ebenfalls - auch mit dem 
öffentlichen Personennahverkehr - gut erreichbar. 
 
Für ein Wohnquartier wichtige öffentliche Infrastruktureinrichtungen wie Kindertagesstätte 
und Grundschule befinden sich direkt benachbart am Rechenacker, so dass das geplante 
Wohngebiet gerade für junge Familien einen besonderen Standortvorteil bietet. Die Haupt-
schule Alstaden an der Bebelstraße, die Gesamtschule Alt-Oberhausen sowie das Heinrich-
Heine-Gymnasium in Alt-Oberhausen sind ebenfalls mit dem ÖPNV gut erreichbar. 
 
 
3.4 Verkehr 
 
Die äußere Erschließung des Plangebietes ist durch Anschlussmöglichkeiten an die Straße 
Rechenacker im Osten und die Straße Rehmer im Westen gesichert. Über die im Norden 
verlaufende Straße Landwehr ist die Anbindung an das städtische und überörtliche Haupt-
straßennetz gegeben. Die Landwehr bindet östlich an die B 223 Mülheimer Straße an, die 
als Nord-Südachse die Verbindung zur A 40, Anschlussstelle Styrum und zur A 42, An-
schlussstelle Oberhausen-Zentrum herstellt. 
 
Das Plangebiet ist an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs der Stadtwerke Ober-
hausen (STOAG) angebunden. Die Verbindungen zu den anderen Stadtteilen und zu den 
Umsteigemöglichkeiten im Verkehrsverbund Rhein-Ruhr werden über die Schnellbuslinien 
SB 90 / SB 98 und SB 92 hergestellt, die tagsüber im 20-Minuten-Takt verkehren. Die nächs-
ten Haltestellen in fußläufiger Entfernung zum Plangebiet sind die Haltestelle Rehmer der 
SB 90 westlich des Plangebietes sowie die Haltestelle Landwehrstadion der SB 92 östlich 
des Plangebietes. 
 
 
 

4. Planverfahren 
 
Bisher wurde mit Beschluss des Rates der Stadt Oberhausen am 15.11.2010 der Aufstel-
lungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 655 - Rechenacker / Samlandstraße - gefasst. 
Die Veröffentlichung des Beschlusses erfolgte am 01.12.2010. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Neufassung vom 23.09.2004 und nach den „Verfahrensgrundsätzen für die 
vorgezogene Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen hat der 
Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 655 – Rechenacker / Samlandstraße –  
 

• in der Zeit vom 21.06.2012 – 05.07.2012 einschließlich öffentlich ausgelegen 
(Darlegung der Planung) und 
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• am 28.06.2012 und am 30.08.2012 haben öffentliche Anhörungen 
(Bürgerversammlungen) stattgefunden. 
 

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit 
Schreiben vom 22.06.2012 bei der Aufstellung des Bebauungsplanes beteiligt worden. 
Anschließend wird nach Berücksichtigung der Anregungen aus den frühzeitigen Beteili-
gungsverfahren der Bebauungsplanentwurf gefertigt und für die Dauer eines Monats öffent-
lich ausgelegt werden. 
 
 
 

5. Erläuterung des Planvorhabens 
 
Es ist beabsichtigt, auf dem oben beschriebenen Sportplatzareal nach Aufgabe bzw. Verla-
gerung der Sportplatznutzung ein hochwertiges Wohnquartier zu realisieren, welches sich im 
Maß der baulichen Nutzung und der Bauweise in den umgebenden Wohnsiedlungsbereich 
einfügt. 
 
 
5.1 Bebauungs- und Gestaltungskonzept 
 
In Anpassung an die umgebenden Siedlungsbereiche ist eine Baustruktur aus Einzel- und 
Doppelhäusern vorgesehen. Verdichtete Bauformen mit Reihenhausgruppen oder Ge-
schosswohnungsbau in Form von Eigentums- oder Mietwohnungen sind nicht geplant. 
 
Die durch die frühere Sportplatznutzung nachvollziehbare Aufteilung des Plangebietes in 
verschiedene Baufelder eröffnet die Möglichkeit, unterschiedliche Bau- und Wohnformen zu 
realisieren. Das städtebauliche Konzept sieht im nordwestlichen Planbereich den Bau eines 
nach Solarsiedlungskriterien ausgerichteten Wohnquartiers vor. Die Gebäudeanordnung mit 
der Hauptwohnseite erfolgt konsequent in südwestlicher Ausrichtung, so dass ein hoher pas-
siver Solarbeitrag generiert werden kann. Vorgesehen ist hier eine zweigeschossige Bebau-
ung mit Flach- oder Pultdachausbildung. Diese Festsetzung wird auch für das südwestliche 
Wohnquartier getroffen. Hier können – auf tlw. größeren Grundstücken – Wohnhäuser mit 
modernem Architekturanspruch realisiert werden. 
 
In dem östlichen Wohnquartier wird mit der Festsetzung des Satteldaches mit einer Dach-
neigung von maximal 38 Grad die Realisierung des "konventionellen" Einfamilienhauses mit 
der Möglichkeit des zusätzlichen Dachgeschossausbaus eröffnet. 
 
Mit den verschiedenen Bauformen in den Teilquartieren des Wohngebiets kann somit insge-
samt eine breite Formensprache der Architektur entstehen, die die verschiedenen Wohnbe-
dürfnisse befriedigt. 
 
Die geplanten Grundstücksgrößen in allen geplanten Wohnquartieren zeigen marktübliche 
Größenordnungen auf. Von kleineren Grundstückseinheiten in der Größenordnung von 220 
bis 250 m² auf Doppelhausgrundstücken, dem Schwerpunkt im Bereich der Einfamilienhaus-
grundstücke von 450 bis 550 m² bis hin zu größeren Grundstücken über 600 m², wird ein 
breites Spektrum der Nachfrage abgedeckt. 
 
Zur planungsrechtlichen Sicherung des städtebaulichen Konzepts werden Festsetzungen 
getroffen, die bestimmte Mindestanforderungen an die Grundstücksnutzung und die bauliche 
Gestaltung beinhalten. Um eine geordnete Anordnung der Stellplätze und Garagen auf den 
Wohnbaugrundstücken und eine ansprechende Durchgrünung des öffentlichen Raums zu 
gewährleisten, müssen Längsseiten von Garagen, Carports (überdachte Stellplätze) und 
Stellplätze einen Abstand von 1,0 m zu öffentlichen Verkehrsflächen und zu Grünflächen 
einhalten. Diese Abstandsflächen sind mit Gehölzen zu begrünen. Auf der Zufahrtseite, also 
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im sog. Vorgarten, müssen Garagen und Carports einen Mindestabstand von 5,0 m zur er-
schließenden Verkehrsfläche einhalten, wobei die Zufahrten zu Garagen / Carports als Stell-
platz genutzt werden dürfen. Weitere Stellplätze zwischen Straßenbegrenzungslinie und 
überbaubarer Grundstücksfläche (Vorgärten) sind nicht zulässig. 
 
Ebenso werden die Zulässigkeit und der Umfang von Nebenanlagen (Garten- und Geräte-
häuser) begrenzt: Nebenanlagen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig, wenn deren umbauter Raum in bei Einzelhäusern 20,0 m³ und bei Doppelhaushälften 
15,0 m³ nicht überschreitet. Bei der Errichtung von Nebenanlagen ist – analog zur Festset-
zung für Garagen / Carports ein Abstand von jeweils 1,0 m zur Grundstücksgrenze einzuhal-
ten, der zu begrünen ist. Freistehende Nebenanlagen zwischen Straßenbegrenzungslinie 
und überbaubarer Grundstücksfläche (Vorgärten) sind ebenfalls nicht zulässig. Außerdem ist 
nur eine bauliche Nebenanlage (Garten- /Gerätehaus) pro Grundstück zulässig. Mit diesen 
Festsetzungen wird ein Übermaß an baulichen Nebenanlagen auf den Grundstücken ver-
mieden und somit der angestrebte gartenstädtische Charakter der Wohnsiedlung unterstri-
chen. 
 
Die weiteren baugestalterischen Festsetzungen beschränken sich auf grundsätzliche Gestal-
tungsanforderungen, die jedoch dem jeweiligen Bauherrn einen hinreichend großen Gestal-
tungsspielraum bei der Gebäudeplanung belassen. An die Gestaltung von Doppelhäusern 
wird der Anspruch gestellt, dass die Doppelhaushälften in dem äußeren Erscheinungsbild 
(Sockel-, Trauf- und Firsthöhe, Dachneigung und Dachüberstände, Material und Farbe von 
Fassaden und Dacheindeckung) gleich ausgebildet werden.  
 
Für alle Gebäude werden Regelungen zur Dachausbildung getroffen. Das Maß von Dach-
überständen an Traufe und Giebelseite sowie der Umfang von Dachaufbauten werden be-
grenzt. Die Dachlandschaft stellt innerhalb einer Wohnsiedlung ein prägendes städtebauli-
ches Element dar. Mit den getroffenen baugestalterischen Festsetzungen werden Dachaus-
bildungen ausgeschlossen, die innerhalb des jeweiligen Wohnquartiers als gestalterischer 
Fremdkörper wirken würden. 
 
Das Siedlungsbild von Einfamilienhausquartieren wird weiterhin durch Umfang und Art der 
Einfriedungen geprägt. Zur Vermeidung stark unterschiedlicher Einfriedungsformen und Ma-
terialien wird daher bestimmt, dass zu den Verkehrsflächen und öffentlichen Grünflächen nur 
geschnittene Laubhecken (z.B. Hainbuchenhecke) bis zu einer maximalen Höhe 1,0 m (zum 
Straßenraum) und von 1,60 m (zur öffentlichen Grünfläche) zulässig sind. Diese Festsetzung 
ist ein wesentliches Element zur Erlangung des angestrebten gartenstädtischen Gesamtcha-
rakters der Wohnsiedlung. In diesem Zusammenhang ist auch die Festsetzung zur  Grün-
gestaltung der Gärten / Vorgärten und zur Eingrünung von Müll- und Recyclingbehältern zu 
sehen, wenn diese außerhalb baulicher Anlagen untergebracht werden. Diese sind ebenfalls 
durch Heckenpflanzungen oder Rankkonstruktionen mit Rank- und Kletterpflanzen einzugrü-
nen. 
 
 
5.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
Die geplanten Wohnquartiere werden insgesamt als Reine Wohngebiete (WR) gem. 
§ 3 BauNVO festgesetzt. Damit wird der angestrebte Charakter eines hochwertigen Wohn-
gebiets unterstrichen.  
 
Allgemein zulässig sind ausschließlich Wohngebäude. Gem. § 3 Abs. 4 BauNVO gehören 
Gebäude, die ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner dienen, zu den 
allgemein zulässigen Wohngebäuden. Darüber hinaus sind gem. § 13 BauNVO Räume in 
Wohngebäuden für freiberuflich Tätige und solche Gewerbetreibenden zulässig, die ihren 
Beruf in ähnlicher Art ausüben. 
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Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung der Grund- und Geschossflä-
chenzahl, die Zahl der Vollgeschosse und die maximal zulässige Traufhöhe bestimmt. 
 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird – auch im Hinblick auf die Ausnutzung kleinerer Grundstü-
cke (z.B. Doppelhaus) - mit dem nach § 17 BauNVO höchstzulässigen Maß von 0,4 festge-
setzt. Neben der Grundfläche des Wohngebäudes sind bei der Ermittlung der GRZ auch die 
Grundflächen von Garagen, Stellplätzen und ihren Zufahrten zu berücksichtigen. Die zuläs-
sige Grundflächenzahl von 0,4 darf durch diese Anlagen um bis zu 50 vom Hundert über-
schritten werden, so dass eine maximale Grundstücksausnutzung von 0,6 im Plangebiet er-
reicht werden kann. Die tatsächliche Grundstücksausnutzung im Plangebiet wird jedoch bei 
der überwiegenden Anzahl der Wohngrundstücke deutlich unterhalb dieses Ausnutzungs-
grades liegen. Die "grüne Prägung" des Wohngebiets wird somit gesichert. 
 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird entsprechend der Zulässigkeit von zwei Vollgeschos-
sen mit 0,8 festgesetzt. Diese bestimmt das Verhältnis der zulässigen Geschossfläche in 
allen Vollgeschossen zur Grundstücksgröße.  
 
Über die Festsetzung der Zahl der zulässigen Vollgeschosse hinaus, wird zur näheren Be-
stimmung der zulässigen Gebäudehöhe die maximal zulässige Traufhöhe über Erdge-
schossfertigfußbodenhöhe (EFH) festgesetzt. Die Erdgeschossfertigfußbodenhöhe ent-
spricht der Eingangshöhe des jeweiligen Wohnhauses. Als Traufe wird die Schnittkante des 
Mauerwerks mit der äußeren Dachhaut bezeichnet. Die Erdgeschossfertigfußbodenhöhe 
(EFH) darf max. 0,30 m über der mittleren Höhe der vor dem Gebäude liegenden Straßen-
oberkante im Endausbau liegen, damit ein ausreichend großer Spielraum zur Regelung der 
Grundstücks- und Hausentwässerung gegeben ist. Gem. § 9 Abs. 3 BauGB gilt dementspre-
chend als unterer Bezugspunkt für die Höhenfestsetzungen somit die Höhenlage der vor 
dem Gebäude liegenden Straßenoberkante im Endausbau + max. 0,30 m. 
 
Mit der Festsetzung der Traufhöhe auf maximal 6,75 m bei Satteldachgebäuden bzw. von 
9,20 m bei Flachdach-/Pultdachgebäuden wird die Errichtung unmaßstäblich hoher Gebäude 
unterbunden, die den angestrebten städtebaulichen Charakter des Wohngebiets stören wür-
den. Die festgesetzten Traufhöhen ermöglichen jedoch bei Satteldachgebäuden den Ausbau 
des Dachgeschosses und bei Flachdachgebäuden die Anlage eines Staffelgeschosses, je-
weils als Nichtvollgeschoss. 
 
 
5.3 Bauweise 
 
Die Bauweise gem. § 22 BauNVO wird als offene Bauweise mit der Zulässigkeit von Einzel- 
und Doppelhäusern festgesetzt. Wie bereits oben dargelegt, sollen verdichtete Bauformen 
mit Reihenhäusern in diesem Plangebiet nicht entstehen. Insofern wird in Teilbereichen des 
Wohngebietes die Zulässigkeit auf Einzelhäuser beschränkt, während in den übrigen Berei-
chen sowohl Einzel- als auch Doppelhäuser zulässig sind. Darüber hinaus wird bestimmt, 
dass pro Einzelhaus maximal zwei Wohneinheiten zulässig sind. Hiermit wird die Möglichkeit 
des Baus von z.B. Appartementhäusern unterbunden, die – auch wegen der Zahl der benö-
tigten Stellplätze – nicht dem angestrebten Charakter dieses Wohngebiets entsprechen wür-
den. Weiterhin wird festgesetzt, dass pro Doppelhaushälfte maximal eine Wohneinheit zu-
lässig ist. Hierdurch soll vermieden werden, dass der bei zwei Wohneinheiten zu erfüllende 
Stellplatznachweis zu Lasten der unversiegelten Grundstücksfläche umgesetzt wird. 
 
Die Anordnung der Gebäude auf den Grundstücken wird über die Festsetzung der überbau-
baren Grundstücksflächen durch Baugrenzen bestimmt. Die überbaubaren Grundstücksflä-
chen sichern das angestrebte städtebauliche Raumgefüge, lassen jedoch dem jeweiligen 
Grundstückseigentümer einen ausreichenden Gestaltungsspielraum bei der Anordnung des 
Wohngebäudes auf dem Grundstück.  
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5.4 Erschließung 
 
Der städtebauliche Entwurf sieht eine räumliche Gliederung des geplanten Wohngebietes in 
zwei Quartiersbereiche vor. Dies resultiert aus der Berücksichtigung der in Nord-Südrichtung 
verlaufenden Baumreihe, die als lineares Grünelement das künftige Wohngebiet durchzieht. 
Hieraus leitet sich das Erschließungskonzept ab, welches eine getrennte Erschließung die-
ser beiden Wohnquartiere vorsieht. 
 
Das östliche Wohnquartier (Wohnquartier Rechenacker) wird mittig an die Straße Rechen-
acker angebunden. Der Erschließungspunkt ist bereits heute in der Örtlichkeit in Form einer 
vorhandenen (jedoch nicht genutzten) Torzufahrt auf das Trainingsgelände gegeben. Analog 
erfolgt für das westliche Wohnquartier (Wohnquartier Rehmer) eine Anbindung an die Hiber-
niastraße durch Weiterführung der bereits vorhandenen Straße Rehmer in östliche Richtung. 
Zwischen den beiden Wohnquartieren wird keine gebietsinterne Fahrverbindung für den mo-
torisierten Individualverkehr hergestellt. Somit ist gewährleistet, dass eine gleichmäßige Ver-
teilung des Verkehrsaufkommens auf den Rechenacker im Osten und die Hiberniastraße / 
Rehmer im Westen hergestellt wird. Gleichzeitig werden Durchgangs- und Fremdverkehre 
unterbunden, so dass ausschließlich gebietsbezogene Quell- und Zielverkehre zu beachten 
sind. 
 
Das gebietsinterne Erschließungskonzept sieht für das östliche Wohnquartier Rechenacker 
eine ringförmige Erschließungsschleife zur Anbindung der einzelnen Wohngrundstücke vor. 
Die Erschließung des westlichen Wohnquartiers Rehmer hingegen erfolgt jeweils über eine 
nördliche und südliche Stichstraße, da hier die geringere Tiefe der Baugebietsfläche eine 
ringförmige Erschließung nicht zulässt. Es ist beabsichtigt, die Erschließungsstraßen insge-
samt verkehrsberuhigt als Mischverkehrsflächen auszubauen. Dementsprechend werden 
diese gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB als öffentliche Verkehrsflächen mit der Zweckbestim-
mung „verkehrsberuhigter Bereich“ festgesetzt. 
 
Die südliche Teilfläche des Plangebiets wird direkt als Straßenrandbebauung über die Sam-
landstraße erschlossen. Die Sporthalle im Nordosten des Plangebietes bleibt weiterhin in der 
Nutzung und wird auch künftig über die heute vorhandene Anbindung an den Rechenacker 
erschlossen. 
 
 
5.5 Ruhender Verkehr 
 
Bei Einzel- und Doppelhäusern erfolgt die Stellplatzunterbringung üblicherweise durch im 
seitlichen Bauwich errichtete Garagen, wobei die Garagenzufahrt als zweiter Stellplatz ge-
nutzt werden darf.  
 
Zur Vermeidung unnötiger Versieglung im Plangebiet sind Stellplätze und private Zufahrten 
zu Garagen, Carports oder Stellplätzen mit versickerungsfähigem Ober- oder Unterbaumate-
rial (z. B. Rasengitterstein, Schotterrasen, Fugenpflaster) zu versehen. Außerdem dürfen im 
Vorgartenbereich keine Stellplätze oder Garagen angelegt werden. Hiervon ausgenommen 
sind die Garagenzufahrten, die als Stellplatz genutzt werden dürfen. 
 
Besucherparkplätze werden im öffentlichen Straßenraum angeordnet. Der städtebauliche 
Entwurf sah ursprünglich jeweils kleinere Parkplatzflächen als Aufweitung des Straßenrau-
mes in den Eckbereichen der Erschließungsstraßen vor, so dass pro Wohnquartier ein zent-
raler Besucherparkplatz geplant war. Zusätzlich waren in einigen Bereichen Längsparkplätze 
entlang der Wohnstraßen vorgesehen. Zur Offenlage wurden diese zentralen Parkplätze 
jedoch zugunsten von dezentral anzuordnenden Längsparkplätzen aufgegeben. Die Stra-
ßenbreiten der Wohnstraßen wurden zu diesem Zweck um 1,0 m auf 6,50 m verbreitert. Ent-
lang der Ost-West-Straßenachse ist ebenfalls die Anlage von Besucherlängsparkplätzen 
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vorgesehen. Es ist somit gewährleistet, dass gebietsintern ein ausreichendes Stellplatzan-
gebot zur Verfügung steht und es zu keinen Parksuchverkehren im weiteren Umfeld des 
Plangebietes kommt. In der sehr breit angelegten Ost-West-Straßenachse (Breite: 12,50 m) 
wird auch für die Nutzer der angrenzenden Kleingärten die Möglichkeit zum Parken gegeben 
sein. Darüber hinaus bestehen in der Samlandstraße ebenfalls Parkmöglichkeiten für die 
Nutzer der Kleingartenanlage. 
 
 
5.6 Grünkonzept 
 
Die mittig das Plangebiet durchziehende Baumreihe wird in eine öffentliche Grünfläche ein-
gebunden, die im Süden an die Samlandstraße anbindet. Eine Ergänzung dieser Baumreihe 
durch Neuanpflanzungen ist vorgesehen. Im Norden schließt dieser quartiersinterne Grün-
zug an eine vorhandene Fußwegeverbindung über das Wohnquartier Romgesweg an die 
Straße Landwehr an. In den Grünzug integriert werden auch Spielplatzflächen für das neue 
Wohngebiet. Im nördlichen Abschnitt des Plangebiets, westlich der Sporthalle ist eine groß-
zügig bemessene Grünfläche mit Kinderspielplatz und Spielwiese vorgesehen, die auch von 
den Anwohnern der benachbarten Wohnquartiere genutzt werden kann. Eine fußläufige Ver-
bindung zwischen den beiden Wohnquartieren und entlang des Grünzuges sorgt für Durch-
gängigkeit und gute Naherholungsmöglichkeiten. Die Wegeverbindung zwischen dem Re-
chenacker im Osten und der Straße Rehmer im Westen wird dabei alleeartig ausgebildet und 
bildet mit dem in Nord-Südrichtung ausgerichteten Grünzug ein "grünes Kreuz". 
 
Die vorhandenen Gehölzbestände im Randbereich zum Rechenacker und am nördlichen 
Gebietsrand bleiben als das Siedlungsgebiet gliedernde Grünelemente erhalten. Ebenso 
wird die im Südwesten an der westlichen Grundstücksgrenze des Sportplatzgeländes vor-
handene Baumreihe in das Grünkonzept integriert. Lediglich der Baumbestand an der süd-
östlichen Plangebietsgrenze zur Samlandstraße kann aufgrund der hier vorgesehenen Stra-
ßenrandbebauung nicht erhalten werden. 
 
In den Bebauungsplan werden zur Umsetzung o.g. Grüngestaltung textliche Festsetzungen 
zum Anpflanzen und zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB getroffen. Alle öffentlichen Grünflächen werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB als 
öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung Parkanlage bzw. Spielplatz festgesetzt. 
Zusätzlich wird für das gesamte Wohngebiet die extensive Dachbegrünung von Garagen und 
Carports sowie von Nebenanlagen mit einer Dachneigung von weniger als 5° festgesetzt.  
 
 
5.7 Nachhaltigkeit und Familienfreundlichkeit 
 
Die Bauleitplanung soll gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche Entwick-
lung gewährleisten, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen 
auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt. 
Der Abschlussbericht der zweiten Konferenz der Vereinten Nationen über menschliche Sied-
lungen (HABITAT II) erklärt, dass eine nachhaltige Siedlungsentwicklung dadurch gekenn-
zeichnet ist, dass sie wirtschaftliche Entwicklung, Beschäftigungsmöglichkeiten und sozialen 
Fortschritt in Einklang mit der Umwelt gewährleistet. 
 
Die genannten allgemeinen Anforderungen erfüllt diese Bauleitplanung, in dem sie ökonomi-
sche, soziale und ökologische Belange zu einem auf Dauer angelegten Interessenausgleich 
bringt und die Bauleitplanung in einem Verfahren durchgeführt wird, das die Mitwirkung der 
Bürger ermöglicht, insbesondere die Mitwirkung der in Oberhausen bzw. in den plangebiets-
angrenzenden Siedlungsbereichen lebenden und arbeitenden Menschen. 
 
Folgende Gesichtspunkte spielen bei der vorliegenden Bauleitplanung unter den Kriterien 
einer nachhaltigen und familienfreundlichen Stadtentwicklung eine besondere Rolle: 
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• städtebaulich sinnvolle Nachfolgenutzung für die aufzugebende Sportplatz-

nutzung, 
• städtebaulich qualitätsvolle Wohnquartiersentwicklung zur Ergänzung des 

gewachsenen Siedlungsraumes als Beitrag der Innenentwicklung im Bereich 
Alstaden, 

• Beitrag zur Sicherung und Auslastung vorhandener Versorgungs- und Infra-
struktureinrichtungen, 

• Sicherung ökologisch hochwertiger Gehölzbestände. 
 
 
 

6. Umweltbelange 
 
6.1 Belange von Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Die im Aufstellungsverfahren zu erfassenden Belange des Umweltschutzes, des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6, Nr. 7 sowie § 1a BauGB sind gemäß § 2 
Abs. 3 BauGB als Abwägungsmaterial zu ermitteln und zu bewerten. 
 
Dies erfolgt in einer Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB), in der die voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben sowie 
zu bewerten sind. Der Umweltbericht ist hierbei als gesonderter Teil B der Begründung an-
zusehen und somit Bestandteil des Bebauungsplanes.  
 
Zusammenfassend ist folgendem Ergebnis festzuhalten: 
Mit dem Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Wieder-
nutzung eines brachgefallenen Sportplatzgeländes durch ein neues Wohngebiet geschaffen. 
Es werden Baufelder geplant, die eine klimaoptimierte Bebauung ermöglichen. Die Wohnbe-
reiche werden intensiv begrünt, Gehölzbestände in großem Umfang erhalten und in Form 
von öffentlichen Grünflächen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Zahlreiche Einzelbäume 
müssen dennoch gefällt und gemäß Baumschutzsatzung ersetzt werden. Die Versickerung 
des Niederschlagswassers ist nicht möglich, denn es besteht die Gefahr, dass im Abstrom 
liegende Grundstücke vernässen. Bei Umsetzung der beschriebenen Vermeidungs-, Minde-
rungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind darüber hinaus keine erheblichen Umweltauswir-
kungen zu erwarten. 
 
 
6.2 Landschaftspflegerischer Fachbeitrag 
 
Parallel zur Erarbeitung des Bebauungsplanes wurde ein landschaftspflegerischer Fachbei-
trag (Grünplan, November 2012) erarbeitet. Im Rahmen des Fachbeitrages wird die heutige 
Umweltsituation ermittelt und bewertet, der durch das Planungsvorhaben bedingte Eingriff in 
Natur und Landschaft nach Art und Umfang qualifiziert und Maßnahmen zur Vermeidung und 
zum Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe aufgezeigt. Ein Bestandteil des landschaftspfle-
gerischen Begleitplanes ist die artenschutzrechtliche Prüfung, die ein Vorkommen sogenann-
ter planungsrelevanter Arten aufzeigt und bewertet. Die Inhalte und Ergebnisse des Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrags sind Teil des Umweltberichts. 
 
Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung kommt zu dem Ergebnis, dass die nach dem LANUV-
Verfahren für die Bauleitplanung ermittelte Differenz zwischen dem Gesamtwert Bestand 
(75.930 Punkte) und dem Gesamtwert Planung (83.017 Punkte) + 7.087 Punkte beträgt, d. h. 
es sind keine Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Bebauungsplanes erforderlich. 
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Die Artenschutzprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass für die Planung unter Beachtung des 
Rodungsverbots während der Brutzeiten (März bis Juli) keine Verbotstatbestände gemäß 
§ 44 BNatSchG vorliegen.  
 
Die Ermittlung der Ersatzpflanzungen gem. Baumschutzsatzung ergab:  
Innerhalb des Geltungsbereiches ist die Pflanzung von insgesamt 86 Bäumen in Baumreihen 
und Alleen vorgesehen; davon 52 Bäume als Allee in der neu geplanten Ost-West-Achse. 
Die Baumpflanzungen entlang der neuen Erschließungsstraßen dienen zur Eingliederung 
dieser Verkehrstrassen und werden nicht als Ersatzpflanzung im Sinne der Baumschutzsat-
zung anerkannt. Die Baumpflanzungen entlang der Fuß- und Radwege können dagegen als 
Ersatzpflanzungen anerkannt werden. Dabei handelt es sich um 22 Bäume im Bereich der 
Allee in der neu geplanten Ost-West-Achse sowie um 12 Bäume entlang des Weges im Nor-
den und Süden des Nord-Süd-Grünzuges. Von den 97 erforderlichen Ersatzbäumen können 
also 34 im Gebiet gepflanzt werden; es verbleiben 63 Ersatzbäume, die an anderer Stelle zu 
pflanzen sind. 
 
 
6.3 Klimaschutz in der Bauleitplanung 
 
Um klimaschützende Aspekte zukünftig verstärkt zu berücksichtigen, hat der Rat der Stadt 
Oberhausen am 13.12.2010 beschlossen, den „Oberhausener Leitfaden Klimaschutz in der 
Bauleitplanung“ ab sofort im Rahmen der Bauleitplanung anzuwenden. Abgeleitet wurde 
dieser Beschluss aus den Zielen des Stadtentwicklungskonzept Oberhausen 2020 'STEK 
2020'. 
 
Mit der Aufstellung von Bauleitplänen werden die Weichen für eine nachhaltige Flächennut-
zung gestellt. Die Bauleitplanung kann somit Einfluss auf die Nutzung von regenerativen 
Energien, aber auch auf die Reduzierung des Energieverbrauchs von Gebäuden haben. 
Umgekehrt kann die Bauleitplanung bei Nichtbeachtung energetischer Gesichtspunkte z. B. 
die Nutzung von Sonnenenergie de facto verhindern oder zu einem unnötigen Energiemehr-
verbrauch der Gebäude führen. Maßgeblich für den Energieverbrauch sind dabei insbeson-
dere die Ausrichtung von Gebäuden, die Bauformen und die Berücksichtung von möglichen 
Verschattungen. 
 
Mit dem Leitfaden werden folgende Ziele verfolgt: 
 

• Schaffung wichtiger Voraussetzungen für eine energieeffiziente Stadt, 
• Reduktion des CO²-Ausstoßes gemäß den nationalen Zielen und z. B. denen 

des kommunalen Klimabündnisses, 
• frühzeitige Berücksichtigung der Klimaschutzbelange im Planungsprozess, 
• energetische Optimierung von Planungen, 
• Erschließung von Energiesparpotenzialen und damit auch Senkung von Ener-

giekosten, 
• Verwendung als internes Instrument zur Entscheidungsvorbereitung in der 

Stadtverwaltung, 
• Bestandteil der gesetzlich vorgeschrieben Abwägung, 
• Vorbildwirkung der Kommune durch Etablierung zukunftsweisender energeti-

scher Standards, 
• Information von Bauträgern, Planenden und Öffentlichkeit. 

 
In diesem Zusammenhang sollte das Ziel einer Planung sein, zunächst den Energiebedarf 
für Gebäude zu reduzieren. Das heißt, die Planung energieeffizienter Gebäude und Struktu-
ren (u. a. Gebäudestellung, Kompaktheit) sollte Vorrang vor der Frage der Energieversor-
gung eines Gebäudes bzw. Wohngebietes haben. Die Optimierung einer klimaschonenden 
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Energiebereitstellung, einschließlich der Nutzung erneuerbarer Energien, ist dann als weite-
rer Schritt anzustreben. 
 
Es ist darauf hinzuweisen, dass Klimaschutz in der Bauleitplanung neben den Festset-
zungsmöglichkeiten nach dem Baugesetzbuch (BauGB) auch auf vertraglichen Vereinbarun-
gen beruhen kann. Für den Klimaschutz maßgebliche Regelungen, wie z. B. konkrete Ener-
giestandards von Gebäuden, Heizsysteme oder Energieversorgung lassen sich im Wesentli-
chen durch entsprechende städtebauliche Verträge oder durch die Aufnahme entsprechen-
der Regelungen in die Kaufverträge sichern.  
 
Neben den vertraglichen Regelungen kann auch eine intensive Beratung der Bauherren und 
Architekten zum klimaoptimierten Bauen zu einer Realisierung bestimmter baulicher Stan-
dards beitragen. Hingewiesen werden kann beispielsweise auf bestehende Fördermöglich-
keiten bzw. auf Energieeinsparpotenziale verschiedener Maßnahmen.  
 
Die Ergebnisse der Anwendung des Leitfadens zum Klimaschutz sind im Umweltbericht 
nachzulesen. 
 
 
6.4 Schallschutz 
 
In der erstellten schalltechnischen Untersuchung (Peutz Consult, Oktober 2012) wurden die 
auf das Plangebiet einwirkenden Geräuschimmissionen durch Verkehrs- und Sportlärm er-
mittelt und beurteilt. Hinsichtlich der Sportlärmimmissionen sieht die zukünftige Nutzung le-
diglich den Betrieb der nördlich im Planbereich gelegenen Bestandssporthalle vor. Die Nut-
zungen beziehen sich auf den Vereins- und Schulsport im Tageszeitraum. 
 
Hinsichtlich der Sportlärmimmissionen ist zukünftig lediglich die Nutzung der Sporthalle ge-
geben. Aufgrund der Betriebszeiten innerhalb der abendlichen Ruhezeiten (20 bis 22 Uhr) 
zeigt sich, dass bei einer Ausweisung der direkt angrenzenden Wohnhäuser als allgemeines 
Wohngebiet (WA) keine Konflikte hinsichtlich der Geräuschimmissionen durch Sport / Frei-
zeitlärm vorliegen. Bei einer Ausweisung als Reines Wohngebiet (WR) ist eine freie Fenster-
lüftung der Sporthalle innerhalb der Ruhezeiten mit einer Überschreitung der Immissions-
richtwerte für WR-Gebiete um 5 dB verbunden. Da die Immissionsrichtwerte für WA-Gebiete 
eingehalten werden, ist davon auszugehen, dass gesunde Wohnverhältnisse - trotz Betrieb 
der Sporthalle - vorliegen werden. Hier ist kein Regelungsbedarf durch die Bauleitplanung 
gegeben. 
 
Im Plangebiet ergeben sich Verkehrslärmimmissionen von bis zu 56 dB(A) tags / 48 dB(A) 
nachts. Hiermit liegen Überschreitungen der schalltechnischen Orientierungswerte der 
DIN 18005 um bis zu 6 dB tags und 8 dB nachts vor. Aufgrund der teilweisen Überschreitun-
gen der schalltechnischen Orientierungswerte werden Schallschutzmaßnahmen im Bebau-
ungsplan erforderlich. Im vorliegenden Fall sind hierzu passive Schallschutzmaßnahmen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB in Form von Lärmpegelbereichen nach DIN 4109 entlang der 
Baugrenzen vorzusehen. Für das Plangebiet ergeben sich Anforderungen bis zu Lärmpegel-
bereich II im Bereich der Baugrenzen. Die schalltechnischen Anforderungen, die sich aus der 
Festsetzung ergeben, werden bereits von den heute aus Wärmeschutzgründen erforderli-
chen Isolierglasfenstern bei ansonsten üblicher Massivbauweise bei entsprechendem Flä-
chenverhältnis von Außenwand zu Fenster in der Regel erfüllt. Die Anforderung bis ein-
schließlich des Lärmpegelbereiches II bei Wohnräumen stellen dementsprechend keine 
"echten" Anforderungen an die Fassadendämmung dar. Im Baugenehmigungsverfahren sind 
keine schalltechnischen Nachweise zum Schutz gegen Außenlärm gemäß DIN 4109 i.V.m. 
der VDI-Richtlinie 2719 zu führen. 
 
Für die zwei geplanten öffentlichen Straßen im Plangebiet wurden gemäß 16. BImSchV die 
Geräuschimmissionen ermittelt und beurteilt. Hierbei ist festzustellen, dass für die Anwohner 
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an der bestehenden Bebauung im Umfeld der geplanten öffentlichen Straßen kein Anspruch 
auf Lärmschutz dem Grunde nach vorliegt. Die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV wer-
den im Umfeld eingehalten. 
 
 
 

7. Ver- und Entsorgung 
 
Die Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und Telekommunikation erfolgt über die Erweite-
rung der im Umfeld vorhandenen Netze.  
 
Die Beseitigung der im Plangebiet anfallenden Schmutz- und Niederschlagswässer erfolgt 
über den Anschluss an die vorhandene Kanalisation. Möglichkeiten zur privaten, dezentralen 
Rückhaltung und Nutzung von Niederschlagswasser bleiben hiervon unberührt. 
 
 
 

8. Gemeinbedarfsfläche - Sporthalle 
 
Die vorhandene Sporthalle wird auf einer Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Sporthalle“ gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB planungsrechtlich gesichert. 
 
 
 

9. Bodenverhältnisse 
 
9.1 Altlastenuntersuchung 
 
Eine orientierende Altlastenuntersuchung (GFP, Dezember 2011) wurde erstellt. Zur Erfas-
sung möglicher Bodenverunreinigungen wurden insgesamt 17 Kleinrammbohrungen bis in 
Tiefen von 3,0 m bis maximal 7,0 m unter GOK abgeteuft. Die Untersuchungsfläche ist Teil 
der Altablagerung E 15.003. Hierbei handelt es sich um eine ehemalige Abgrabungsfläche, 
die nach vorliegenden Informationen bereits in den 1920er Jahren sukzessiv wieder verfüllt 
wurde. 
Im Zuge der Aufschlussarbeiten wurden unterhalb der Sportplatzasche bzw. der Oberböden 
flächendeckend Auffüllungen angetroffen, die meist weniger als 1,0 m mächtig sind. Lokal 
wurde eine maximale Auffüllungsmächtigkeit von 2,0 m festgestellt. 
Die Auffüllungen setzen sich überwiegend aus schluffigen Sanden, teilweise sandigen 
Schluffen mit meist geringen Beimengungen von Bauschutt, Asche, Kohle und vereinzelt 
Glas, Asphalt und Schlacke zusammen. Im Bereich von den beiden aschebedeckten Sport-
plätzen wurden in den Auffüllungen vorherrschend Fremdanteile in Form von Schotter, Bau-
schutt, Schlacke und Asche angetroffen. Unterhalb der Auffüllungen folgen bis zur Endteufe 
Sande und Kiese der Niederterrasse, die verbreitet von Auenlehmablagerungen überlagert 
werden. 
Über das beschriebene Maß hinaus wurden im Rahmen der durchgeführten Feldarbeiten 
keine geruchlichen oder optischen Auffälligkeiten festgestellt. 
Nach den vorliegenden stichprobenartigen Untersuchungsergebnissen ist das Schadstoffpo-
tential auf dem Grundstück heterogen verteilt. Die zur Schadstoffbeurteilung zu Grunde ge-
legten Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz-und-Altlastenverordnung (BBodSchV) für den 
Wirkungspfad Boden/Mensch (Direktkontakt) werden vielfach eingehalten, so dass auch bei 
einer sensibleren Grundstücknutzung ein Risiko für den Menschen bereichsweise ausge-
schlossen werden kann. Andererseits treten lokal auch deutlich erhöhte Schadstoffwerte auf, 
aus denen u.U. eine Besorgnis für den Direktkontakt abzuleiten ist. Innerhalb der nördlichen, 
zentralen und westlichen Grünflächen wurden in den oberflächennahen Bodenschichten 
(Tiefe 0-0,35 m) teilweise erhöhte Schadstoffkonzentrationen festgestellt, die die Prüfwerte 
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für Kinderspielflächen teilweise überschreiten. Die Prüfwerte für Park- und Freizeitflächen 
werden hingegen durchweg eingehalten. 
Nach der vorliegenden Planung werden die betroffenen Flächenteile größtenteils weiterhin 
als Begleitgrünflächen bzw. als „Park- und Freizeitfläche“ gemäß der BBodSchV genutzt, so 
dass das Risiko für den Direktkontakt zu vernachlässigen ist. Teilbereiche können jedoch in 
die Wohnnutzung einbezogen werden und u.U. auch als Kinderspielfläche genutzt werden. 
Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, aus Vorsorgegründen eine Sicherung der Flächen, 
z.B. mittels einer Bodenüberdeckung oder eines Bodenaustauschs vorzunehmen. 
Innerhalb der tiefer reichenden Auffüllungen treten punktuell in unterschiedlichen Tiefen er-
höhte Schadstoffgehalte auf. Aufgrund des stichprobenartigen Charakters der vorliegenden 
Untersuchung ist nicht auszuschließen, dass auch an anderen Stellen erhöhte Schadstoff-
gehalte auftreten. Im Zuge der geplanten Nutzungsänderung und der zu erwartenden Erdar-
beiten kann nicht ausgeschlossen werden, dass verunreinigte Materialien an die Oberfläche 
gelangen und damit ein erhöhtes Gefährdungspotential für den Direktkontakt entsteht. Daher 
empfiehlt es sich, aus Vorsorgegründen die Auffüllungen mit einer Grabesperre (z.B. Geogit-
ter) und mit Boden entsprechend den Vorsorgeanforderungen der BBodSchV in einer Min-
destmächtigkeit von 0,6 m zu überdecken, wobei in Abhängigkeit von den Planungshöhen 
möglicherweise ein Bodenaustausch erforderlich ist. Die Planungshöhen ergeben sich aus 
den festgesetzten Gradienten der Straßenausbauplanung. Für das anzuliefernde Bodenma-
terial ist im Vorfeld des Einbaus die Unbedenklichkeit nachzuweisen. Generell ist innerhalb 
des Plangebiets eine Umlagerung der anstehenden Anschüttungsmaterialien zur Herstellung 
eines Planums aus bodenschutzrechtlicher Sicht zulässig. 
In der Bodenluft wurden keine Verunreinigungen durch deponietypische Gase oder leicht 
flüchtige Schadstoffe festgestellt, so dass ein Risiko für den Pfad Boden/Bodenluft/Mensch 
ausgeschlossen werden kann. 
Ein Risiko für den Wirkungspfad Boden/Grundwasser wird aus gutachterlicher Sicht als 
gering eingestuft. 
Bei einer geplanten Umnutzung des Grundstücks ist anzunehmen, dass Teile der vorhande-
nen Auffüllungen aufgenommen und entsorgt werden müssen. Nach den vorliegenden Er-
kenntnissen können mögliche Aushubmaterialien größtenteils einer Verwertung zugeführt 
werden, doch existieren lokal auch Materialien, die beseitigt werden müssen. Zur genauen 
Klärung der Entsorgungswege sind im Zuge der Bauausführung Proben von den Auffül-
lungsmaterialien zu entnehmen und abfalltechnisch zu untersuchen. 
 
In den Bebauungsplan wurde eine entsprechende Kennzeichnung gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 
BauGB zu Altablagerungen und dem Umgang mit ihnen aufgenommen. Zusätzlich wurde ein 
Hinweis zur Überwachung der Erdarbeiten aufgenommen. 
 
 
9.2 Hydrogeologisches Gutachten 
 
Das hydrogeologische Gutachten (GFP, Dezember 2011 / Januar 2012) kommt zu folgen-
dem Ergebnis: 
Nach den aktuell vorliegenden Daten kann aufgrund eines hohen Grundwasserstandes ein 
schädlicher Einfluss durch die Einleitung von Niederschlagswasser (Versickerung) nicht aus-
geschlossen werden. Als schädlich wird hier schon ein Zustand aufgefasst, bei dem Feuch-
tigkeitsschäden an der Kellersohle auftreten (bis hin zu deutlichen Wasserständen auf dem 
Kellerfußboden), die vorher nicht bekannt waren. Es ist zu empfehlen, eine Versickerung von 
Niederschlagswasser von den versiegelten Flächen auszuschließen. 
 
 
9.3 Bergbau und Kampfmittel 
 
Der gesamte Planbereich gehört zu den Gebieten, unter denen der Bergbau umging und 
zum Anpassungsbereich gemäß § 110 Bundesberggesetz vom 13.08.1981. Bei einer Be-
bauung des Gebietes sind möglicherweise besondere Sicherungsmaßnahmen erforderlich. 
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Eine entsprechende Kennzeichnung gem. § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB wurde in den Bebauungs-
plan übernommen.  
 
Das Vorhandensein von Kampfmitteln kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Aus die-
sem Grund wurde ein Hinweis in den Bebauungsplan übernommen, der die Vorgehensweise 
bei Kampfmittelverdacht klärt. 
 
 
 

10. Flächenbilanz 
 
Gesamtfläche 5,71 ha 100 % 
davon:   
Nettobaufläche 3,39 ha 59,3 % 
öffentliche Grünfläche 1,46 ha 25,6 % 
öffentliche Verkehrsfläche 0,68 ha 11,9 % 
Gemeinbedarfsfläche (Sporthalle) 0,18 ha 3,2 % 

 
(Verfasser Teil A Begründung: Planquadrat Dortmund) 
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B. Umweltbericht 
 

11. Einleitung 
 
Gemäß § 2 a BauGB ist der Umweltbericht als ein gesonderter Bestandteil der Begründung 
des Bebauungsplanes zu erarbeiten. Nach § 2 Abs. 4 BauGB werden im Umweltbericht die 
in der Umweltprüfung ermittelten voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen be-
schrieben und bewertet. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem 
Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detail-
lierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden kann. 
 
11.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplans 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Entwicklung einer maßstäblichen und qualitätvollen Wohn-
bebauung auf einer ehemals überwiegend durch einen Profifußballverein genutzten Sportflä-
che. Der Bedarf für ein Wohnraumangebot in Form von Eigenheimen im Sozialraum Alsta-
den wird aus der aktuellen Wohnungsmarkstudie der Stadt Oberhausen abgeleitet.  
 
Die Fläche verfügt über eine gute Anbindung an vorhandene Infrastruktur, zwei Nahversor-
gungszentren, Schulen und Kindergarten. In Anpassung an die umgebenden Siedlungsbe-
reiche ist eine Baustruktur aus Einzel- und Doppelhäusern vorgesehen. Verdichtete Baufor-
men mit Reihenhausgruppen oder Geschosswohnungsbau in Form von Eigentums- oder 
Mietwohnungen sind nicht geplant. 
 
Der städtebauliche Entwurf sieht eine räumliche Gliederung des geplanten Wohngebietes in 
zwei Quartiersbereiche vor. Dies resultiert u.a. aus der Berücksichtigung der in Nord-
Südrichtung verlaufenden vorhandenen Baumreihe, die als lineares Grünelement das künfti-
ge Wohngebiet durchzieht, sowie der Erschließung über zwei Stichstraßen, die von Osten 
bzw. Westen das Gebiet an die umliegenden Straßen anbinden. 
 
Die Sporthalle im Nordosten des Plangebietes bleibt weiterhin in der Nutzung und wird auch 
künftig über die heute vorhandene Anbindung an die Straße „Rechenacker“ erschlossen. 
Das städtebauliche Konzept sieht im nordwestlichen Planbereich den Bau eines nach Solar-
siedlungskriterien ausgerichteten Wohnquartiers vor. Die Gebäudeanordnung erfolgt konse-
quent mit der Hauptwohnseite in südwestlicher Ausrichtung, so dass ein hoher passiver So-
larbeitrag generiert werden kann.  
 
Da das Vorhaben den Ausweisungen des RFNP in seiner geltenden Fassung widerspricht, 
(das Plangebiet ist als Grünfläche, bzw. Allgemeiner Freiraum und Agrarbereich darstellt), 
wird parallel ein Verfahren zur Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes durchge-
führt. Die Änderung ist inzwischen genehmigt, der Planbereich wird zukünftig als Wohnbau-
fläche / Allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt. Im Rahmen des Verfahrens wurde ein 
Umweltbericht erstellt. 
 
Im Rahmen der künftig notwendig werden Überprüfungen und Anpassungen des Stadtent-
wicklungskonzeptes werden die geänderten Darstellungen des Regionalen Flächennut-
zungsplanes berücksichtigt werden. 
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Umweltschutzziele aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachpläne 
 

Fachgesetz Ziele des Umweltschutzes 

BauGB 
Baugesetzbuch 

Gewährleistung "einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung"; 
Sicherung "einer menschenwürdigen Umwelt"; "natürliche Lebens-
grundlagen schützen und entwickeln". 
Insbesondere erfordert der Klimaschutz Maßnahmen, die den CO2 
Ausstoß reduzieren, als auch Maßnahmen, die der Anpassung an 
den Klimawandel Rechnung tragen 

BNatSchG 
Bundesnatur-
schutzgesetz 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesnaturschutz- 
gesetz 
(BNatSchG, § 44 
Abs. 1) 

Schutz von Natur und Landschaft aufgrund ihres Selbstwertes und 
als Lebensgrundlagen des Menschen, auch in Verantwortung für 
künftige Generationen, im besiedelten und unbesiedelten Bereich, 
dass 
- die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
- die Regenerationsfähigkeit und die nachhaltige Nutzungs-

fähigkeit der Naturgüter, 
- die Tier- und Pflanzenwelt einschl. ihrer Lebensstätten und Le-

bensräume sowie 
- die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. 
- die Bewahrung großflächiger, weitgehend unzerschnittener 

Landschaftsräume vor weiterer Zerschneidung 
- die Sicherung der Artenvielfalt entsprechend dem jeweiligen 

Gefährdungsgrad durch die Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen. 

 
Schutz der besonders geschützten und bestimmter anderer Tiere 
und Pflanzenarten, insbesondere der sogenannten „Planungs-
relevanten Arten“, deren Erhaltungszustand nicht verschlechtert 
werden darf. 

FFH- und Vogel-
schutzricht-linie 

Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen bzw. Wildle-
bender Vogelarten im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten der 
EU.  

BBodSchG  
Bundesboden-
schutzgesetz 

Sicherung und Wiederherstellung von Bodenfunktionen, Vermeidung 
von Beeinträchtigungen der natürlichen Funktionen des Bodens 
sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte. 
Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen. 
Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden.  

WHG 
Wasserhaus-
haltsgesetz 
LWG 
Wassergesetz für 
das Land Nord-
rhein-Westfalen 

Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushaltes und 
als Lebensraum für Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung 
zum Wohl der Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidbarer 
Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktionen. 

BImSchG Schutz vor schädlichen Umweltauswirkungen (Immissionen) sowie 
Vorbeugung hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefah-
ren, erhebliche Nachteile und Belästigungen durch Luft-
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, 
Strahlen und ähnliche Erscheinungen) 
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Übergeordnete Fachplanungen 
Im Regionalen Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr wird 
das Plangebiet zukünftig als Wohnbaufläche / Allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt. Eine 
entsprechende Planänderung ist genehmigt. Das Plangebiet befindet sich weder im Gel-
tungsbereich des Landschaftsplans noch in einem Schutzgebiet. 
 
 
 

12. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen im Einwirkungsbe-
reich des Vorhabens 

 
12.1 Schutzgut Mensch 
 
Derzeitiger Zustand und derzeitige Problemlage 
Das Plangebiet hat für die Funktionen Freizeit und Erholung zurzeit eine eingeschränkte Be-
deutung, da es nur für bestimmte Bevölkerungsgruppen zugänglich und nutzbar ist. Die 
Sportplätze der Sportanlage Landwehr wurden vom Fußballverein SC Rot-Weiß Oberhausen 
als Trainingsgelände genutzt. Die Schüler der benachbarten Schule benutzen die Sporthalle 
sowie die gesamte Sportanlage für den Schulsport. Im Südwesten des Plangebiets befanden 
sich fünf Tennisplätze, die inzwischen aufgegeben wurden. 
 
Im Umfeld des Plangebiets liegen mehrere Kleingartenanlagen, die in der Regel nur von Mit-
gliedern nutzbar sind. Die schon auf dem Stadtgebiet von Mülheim an der Ruhr gelegene 
Anlage weist ein dichtes Wegenetz auf und schließt auch an im Osten und Nordosten verlau-
fende überregionale Wander- und Radwege an. 
Der einzige größere Park im Umfeld des Plangebiets ist der ca. 800 m südwestlich gelegene 
Ruhrpark, der über den Emscher Park Radweg (Hiberniastraße – Kewerstraße) zu erreichen 
ist. Im Umfeld des Plangebiets finden sich außerdem verschiedene Grünverbindungen und 
Grünstrukturen: "grüner" Straßenraum der Straße Rehmer im Westen und der Straße Re-
chenacker im Osten des Plangebiets, im Westen grenzt der Hiberniadamm an die Kleingär-
ten an, ein ehemaliger in Nord-Süd-Richtung verlaufender Bahndamm mit Gehölzbewuchs. 
Das Plangebiet selbst weist bis auf einen am westlichen Rand des Plangebiets liegenden 
Weg, der der fußläufigen Erschließung der Kleingartenanlage dient, keine Fuß- und Radwe-
ge auf. Da das Plangebiet im Westen und Süden eingezäunt ist, bestehen derzeit keine Que-
rungsmöglichkeiten. 
Die Freiraumversorgung im betrachteten Raum ist daher als mäßig zu beurteilen, da die nah 
gelegenen Grünflächen nur eingeschränkt nutzbar und die vielfältig nutzbaren Parkanlagen 
weiter entfernt sind (Ruhrpark mind. 800 m). Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass die 
Wohnsiedlungen im Umfeld überwiegend aus Einzel- und Doppelhausbebauung bestehen, 
deren Bewohner in den Hausgärten über privat nutzbare und nach individuellem Geschmack 
gestaltete Freiräume verfügen. In diesen besteht die Möglichkeit u. a. zur Feierabenderho-
lung, ohne auf öffentliche oder halböffentliche Freiräume angewiesen zu sein. Grundsätzlich 
besteht im Umfeld dieser Wohnnutzungstypen ein geringerer Bedarf an attraktiven öffentli-
chen Freiflächen. Die fehlende Erreichbarkeit eines Stadtteilparks vor allem im nördlichen 
Untersuchungsraum kann nur teilweise durch zweckgebundene Angebote wie Kleingarten-
anlagen oder Friedhöfe kompensiert werden. 
 
Das Plangebiet wird derzeit mit Schallemissionen der südwestlich/ -westlich benachbarten 
Schienenverkehrsstrecken, der südlich gelegene A 40 sowie der innerstädtische Straßen 
beaufschlagt. Sportlärm entsteht z. Z. und auch zukünftig durch die Nutzung der nördlich im 
Plangebiet gelegenen Sporthalle.  
 
Es liegen keine Erkenntnisse über unverhältnismäßig hohe Beeinträchtigungen durch Er-
schütterungen im Plangebiet vor. Ebenso liegen keinerlei Erkenntnisse für eine Belastung 
durch Gerüche und Lichtimmissionen vor. 
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Im Bebauungsplangebiet existiert am Standort „Rechenacker 62“ ein genehmigter aber noch 
nicht realisierter Mobilfunk-Standort der Deutschen Telekom. Das Gebäude, das die Anlage 
aufnehmen sollte, wird abgebrochen. Ein geeigneter Ersatzstandort wäre die unmittelbar 
benachbarte Sporthalle. Im Rahmen einer neuen Genehmigung ist die Nähe zu Schule und 
Kindertageseinrichtung zu beachten.    
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Planung 
Die Realisierung des Bebauungsplanes führt mit Ausnahme der Sporthalle zur Aufgabe der 
Sportnutzungen im Plangebiet. Neben den Wohnbereichen mit Gärten entstehen öffentliche 
Grünflächen mit Wegeverbindungen, die auch von den Anwohnern der benachbarten Wohn-
quartiere genutzt werden können und die eine bisher nicht vorhandene Durchgängigkeit her-
stellen.  
Eine fußläufige Verbindung zwischen den beiden Wohnquartieren und entlang des Grünzu-
ges gewährleistet die Durchgängigkeit des Plangebiets. Die Wegeverbindung zwischen dem 
Rechenacker im Osten und der Straße Rehmer im Westen wird dabei alleeartig ausgebildet 
und bildet mit dem in Nord-Südrichtung ausgerichteten Grünzug ein "grünes Kreuz". Damit 
ist das Plangebiet in das umliegende Wegesystem optimal eingebunden.  
Insgesamt erhöht sich der Anteil vegetationsbedeckter Flächen mit der geplanten Entwick-
lung gegenüber dem Ist – Zustand leicht (siehe Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, grün-
plan, Dortmund 2012). Die Eignung für die Freizeit – und Erholungsnutzung wird insgesamt 
nicht verschlechtert. Zum einen können die zahlreichen privaten Gärten individuell genutzt 
werden, gleichzeitig wir das zukünftig stark durchgrünte Gebiet für die Öffentlichkeit zugäng-
lich sein, wodurch die Freiflächen und Gehölzstrukturen auch für einen größeren Personen-
kreis erlebbar werden. 
 
Das Plangebiet wird über zwei Stichstraßen erschlossen, entsprechend ergibt sich eine Ver-
teilung des Verkehrs der insgesamt ca. 80 geplanten Wohnhäuser. Die Geräuschimmissio-
nen durch Verkehrslärm setzen sich zusammen aus den Immissionen durch die westlich/-
südwestlich gelegenen Schienenverkehrsstrecken, durch die südlich gelegene A40 sowie die 
innerstädtischen Straßen (Rechenacker etc.). Innerhalb des Plangebietes befindet sich im 
nordöstlichen Bereich eine Sporthalle. Die bestehende Sporthalle wird auch zukünftig weiter 
genutzt. Eine Stellplatzanlage auf dem Gelände der Sporthalle ist nicht vorhanden. Die Nut-
zungszeiten liegen ausschließlich im Tageszeitraum zwischen 07:00 und 22:00 Uhr. Diese 
auf das Plangebiet einwirkenden Geräuschimmissionen wurden im Rahmen eines Schall-
technischen Gutachtens untersucht und Vorschläge für Maßnahmen zum Lärmschutz entwi-
ckelt (Peutz Consult: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan „Rechenacker / 
Samlandstraße“ in Oberhausen, Dortmund 2012). 
 
Die höchsten Verkehrslärmimmissionen liegen demnach an den Ostfassaden in Richtung der 
Straße Rechenacker vor. Hier betragen die Beurteilungspegel aus dem Verkehrslärm an der 
Grenze der Baufelder 56 dB(A) tags und 48 dB(A) nachts. Damit liegen Überschreitungen 
der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 um bis zu 6 dB im Tages- und 8 dB 
im Nachtzeitraum für Reine Wohngebiete vor. Es ist festzustellen, dass zum Teil deutliche 
Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 für Reine Wohngebiete im gesam-
ten Gebiet vorliegen. (siehe Anlagen 3.1 und 3.2 des Gutachtens). Aufgrund der teilweisen 
Überschreitungen der Orientierungswerte werden im Bebauungsplan Festsetzungen zu 
Schallschutzmaßnahmen getätigt.  
An den beiden neu zu bauenden Erschließungsstraßen werden die Richtwerte der 
16. BImSchV tagsüber und nachts deutlich unterschritten. 
Zukünftig entsteht Sportlärm im Plangebiet nur noch durch die Nutzung der Sporthalle in der 
Zeit von 07:00 – 22:00 Uhr. Die Berechnung zeigt, dass die Öffnung der Fenster der Sport-
halle zur Belüftung innerhalb der Ruhezeiten (20 bis 22 Uhr) mit einer Überschreitung der 
Immissionsrichtwerte für Reine Wohngebiete um 5 dB verbunden wäre. Außerhalb dieser 
Ruhezeit gibt es keine Überschreitungen. Gemäß der Sportanlagenlärmschutzverordnung 
(18. BImSchV) wäre in diesem Fall die Festlegung von Betriebsbeschränkungen möglich. 
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Davon soll laut Verordnung jedoch abgesehen werden, wenn die betreffende Anlage vor 
Inkrafttreten der 18. BImSchV genehmigt wurde und die Überschreitung nicht mehr als 
5 dB(A) beträgt. Da beides hier der Fall ist und zudem der Beurteilungspegel für Allgemeine 
Wohngebiete eingehalten wird, kann die Überschreitung als hinnehmbar bewertet werden. 
Lärmschutzmaßnahmen werden diesbezüglich nicht vorgesehen. 
 
 
12.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere 

 
Derzeitiger Zustand und derzeitige Problemlage  
Die Fläche der Sportanlage ist durch die teilversiegelten Flächen der Ascheplätze einschl. 
Tennisplätze sowie des Fußballrasenplatzes geprägt. So ergibt sich ein geringes ökologi-
sches Potenzial vor allem im zentralen Bereich der Sportanlage. Zu den ökologisch wertvol-
len Strukturen im Plangebiet gehören die dichten und vielfältigen Gehölzstrukturen entlang 
der Straße „Rechenacker“ und der anderen Randbereiche besonders im Südwesten und 
Norden des Plangebiets. Es sind weder Schutzgebiete oder geschützt Biotope betroffen, der 
Planbereich ist nicht Bestandteil des Biotopverbundflächensystems des LANUV. Bereiche 
zum Schutz der Natur (BSN) bzw. Bereiche zum Schutz der Landschaft und der landschafts-
orientierten Erholung (BSLE) sind im Plangebiet und in den angrenzenden Flächen nicht 
vorhanden. Die im Bereich der Straße Rechenacker vorhandenen Platanen sind im Alleenka-
taster als "Platanenallee an der Straße Rechenacker" (AL-OB-0063) erfasst und nach § 47 a 
LG NW gesetzlich geschützt. Im Januar 2012 wurde eine Biotoptypenkartierung und Erfas-
sung des Gehölzbestandes durchgeführt (siehe Landschaftlicher Begleitplan, Büro Grünplan, 
Dortmund, September 2012). 
 
Artenschutz  
Eine Bestandsaufnahme und artenschutzrechtliche Prüfung erfolgte im Rahmen eines Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrages. Der Baumbestand im Plangebiet weist nach visueller 
Begutachtung wenige Strukturmerkmale auf, die für höhlenbrütende Vogelarten oder Fle-
dermäuse von Bedeutung sind. Für größere Höhlenbrüter weisen die gesichteten Baumhöh-
len und Spalten keine Eignung auf. Auch als Winterquartier für Fledermäuse ist der gering-
mächtige Baumbestand mit wenigen Höhlenstrukturen augenscheinlich nicht geeignet. Die 
festgestellten Spalten und Kleinhöhlen können allenfalls als temporäre Tagesverstecke von 
Fledermäusen im Frühjahr/Sommer oder während des Zuges genutzt werden.  
Die Laubbäume des Plangebiets wurden nach Greifvogelhorsten, Rabenvogelnestern und 
Spechthöhlen abgesucht. Bereits bestehende Greifvogelhorste und Spechthöhlen konnten 
im Rahmen der Besichtigung nicht gefunden werden. Dagegen wurden mehrere Nester der 
Ringeltaube in Baumkronen festgestellt, die theoretisch auch von anderen Vogelarten "nach-
genutzt" werden könnten.  
Zahlreiche weitere Brutvogelarten, die während des Besichtigungstermins entweder akus-
tisch oder visuell festgestellt wurden, nutzen die Gehölzstrukturen während der Fortpflan-
zungsphase, um ihre Nester darin anzulegen. Dabei handelt es sich jedoch um noch weit 
verbreitete, häufige Arten der Siedlungsflächen, die nicht zu den planungsrelevanten Arten 
gehören.  
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Planung 
Die im Bereich der Straße Rechenacker vorhandene, nach § 47a LG NW gesetzlich ge-
schützte Platanenallee (Alleenkataster AL-OB-0063) ist von der Planung nicht betroffen. Mit 
dem geplanten Vorhaben ist eine Inanspruchnahme der Sportplätze und der angrenzenden 
Rasenflächen, also der ökologisch geringwertigen Flächen verbunden. Die randlichen, öko-
logisch wertvollen Gehölzstrukturen bleiben größtenteils erhalten. Die bestehende Baumrei-
he westlich des Fußballrasenplatzes wird ebenfalls erhalten und ergänzt. Insgesamt erhöht 
sich der Anteil vegetationsbedeckter Flächen mit der geplanten Entwicklung gegenüber dem 
Ist-Zustand leicht.  
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Artenschutz 
Durch die Beseitigung von Gehölzstrukturen können potenzielle Brutplätze der allgemein 
verbreiteten Vogelarten verloren gehen. Im nahen und weiteren Umfeld der Eingriffsfläche 
stehen aber vielfältige Biotopstrukturen als Ausweichhabitate zur Verfügung. Daher bleiben 
die ökologischen Funktionen in räumlichem Zusammenhang weiterhin erfüllt. 
Neben der Beseitigung von Nistgelegenheiten oder -plätzen können Beeinträchtigungen 
auch aus einer Störung durch Lärmimmissionen und anderweitige Störwirkungen resultieren. 
Es ist aber davon auszugehen, dass heute vorkommende Vogelarten nur wenig empfindlich 
gegenüber Siedlungstätigkeiten sind und sich somit auch an die neu entstehenden Struktu-
ren anpassen werden oder auf benachbarte Flächen ausweichen. 
Sollten entgegen den Erwartungen einzelne Individuen getötet, verletzt oder verdrängt wer-
den und keine geeigneten Ersatzlebensräume - z.B. aufgrund einer bestehenden hohen Re-
vierdichte - finden, so kann unter Berücksichtigung der Häufigkeit der Arten dennoch eine 
Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population ausgeschlossen werden. 
Somit treten für die allgemein verbreiteten Vogelarten die Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG nicht ein. 
Auch für die nicht nachgewiesenen potenziell vorkommenden planungsrelevanten Vogelar-
ten und für Fledermäuse, die die Spalten und Kleinhöhlen in den Bäumen möglicherweise 
als temporäre Tagesverstecke im Frühjahr / Sommer nutzen, gilt, dass unter Beachtung des 
Rodungsverbots während der Brutzeiten (März bis Juli) keine Individuen getötet und auch 
keine Nist- und Fortpflanzungsstätten zerstört werden, so dass keine Verbotstatbestände 
gemäß § 44 BNatSchG vorliegen. 
Auf Grund des Erhaltes und der Neuanlage von Grünflächen und Gehölzstrukturen sowie der 
Entsiegelungsmaßnahmen am nördlichen Rand des Gebietes ist die Bilanz der Eingriffsbe-
wertung positiv. Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Bebauungsplanes sind nicht 
erforderlich (s. Landspflegerischer Fachbeitrag). 
Die 41 Bäume, die durch die geplante Bebauung verloren gehen, sind durch die Baum-
schutzsatzung der Stadt Oberhausen geschützt. Anhand der unterschiedlichen Stammum-
fänge der Bäume wurde errechnet, dass hierfür 97 Ersatzbäume gepflanzt werden müssen. 
Davon können 34 im Gebiet gepflanzt werden; es verbleiben 63 Ersatzbäume, die an ande-
rer Stelle zu pflanzen sind, bzw. für die Ersatzgeld zu zahlen ist (siehe Landschaftspflegeri-
scher Fachbeitrag). 
 
 
12.3 Schutzgut Boden 
 
Derzeitiger Zustand und derzeitige Problemlage 
Im gesamten Plangebiet sind keine natürlichen Bodenverhältnisse mehr anzutreffen. Das 
Plangebiet überschneidet sich mit mehreren Flächen mit Bodenbelastungsverdacht. Dabei 
handelt es sich um verschiedene Altablagerungen mit Anschüttungen zwischen 0,5 und 2 m 
Mächtigkeit. Im Bereich der Grünflächen sind die Altablagerungen mit humosem, schluffigen 
Bodenmaterial abgedeckt, wobei die Abdeckmächtigkeit zwischen 10 und 40 cm schwankt. 
Unterhalb der Anschüttungen lagern feinsandige, schwach tonig-kiesige Schluffe als Auen-
lehme. Sie wurden in Mächtigkeiten zwischen 0,2 und 1,5 m ermittelt und werden ihrerseits 
von mehreren Metern mächtigen Sanden und Kiesen der Niederterrasse unterlagert. 
 
Bodenbelastungen/ Altlasten 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans überschneidet sich mit vier Altablagerungen, die 
im Kataster der Flächen mit Bodenbelastungsverdacht der Stadt Oberhausen erfasst sind. 
Es handelt sich hierbei im Einzelnen um die Flächen:  
 

• E15.003 Altablagerung; Entstehungszeitraum zwischen 1926 bis 1980; ca. 1 bis 2 m 
mächtige Anschüttungsmaterialien, vager Hinweis auf Müll 

• E15.012 Altablagerung; Entstehungszeitraum vor 1921 bis ca. 1921 als Ziegeleigru-
be; Anschüttungsmächtigkeit 2 – 5 (?) m, vermutlich Erdaushub mit Bauschutt und 
Schlacken 
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• E15.020 Fläche mit Bodenbelastungspotential; Entstehung um 1996; ca. 2 m mächti-
ger Wall am Sportplatz, Inhaltsstoffe unbekannt 

• E15.021 Fläche mit Bodenbelastungspotential; Entstehung um 1953; Verfüllung mit 
max. 760 cbm Schuttmassen 

 
Zur Gefährdungsabschätzung wurde mit Datum vom 12.12.2011 eine Orientierende Altlas-
tenuntersuchungen zum Bebauungsplan 655 Samlandstraße / Rechenacker / Hiberniastraße 
in Oberhausen - Alstaden durch das Ingenieurbüro für Geotechnik und Umweltplanung Dr. 
Gärtner und Partner (GFP) aus Duisburg im Auftrag der Stadt Oberhausen vorgelegt. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Gutachtens: 
 

• Anschüttungsmächtigkeiten: überwiegend ≤ 1 m. Lediglich im zentralen Wall und im 
Grünstreifen südlich des Rasensportplatzes können bis zu 2 m Mächtigkeit erreicht 
werden. 

• Anschüttungsmaterialien: schluffige Sande mit Beimengungen von Bauschutt, Asche, 
Kohle, sowie Glas, Asphalt und Schlacke. 

• Analysenergebnisse: In der Bodenluft wurden keine relevanten Konzentrationen an 
schädlichen Gasen nachgewiesen. Dies betrifft sowohl die deponietypischen Gase 
als auch leichtflüchtige Spurenstoffe. 

 
In der Anschüttung wurden punktuelle Belastungen mit Blei, Cadmium, polyzyklische aroma-
tische Kohlenwasserstoffe (PAK), Benzo(a)pyren (BaP), Mineralölkohlenwasserstoffe (MKW) 
und Zink nachgewiesen. Im Oberboden traten vereinzelt Belastungen mit Arsen, Blei, Cad-
mium, polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) und Zink auf. Die roten Sport-
platzaschen sind unbelastet. 
 
Grundwasser:  
Aufgrund der geringen Mächtigkeit der Anschüttungen, dem Schadstoffspektrum und den -
gehalten sowie dem großen Flurabstand und den größtenteils unter der Anschüttung auftre-
tenden bindigen Schichten ist nicht von einer Grundwasserbeeinträchtigung auszugehen. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung 
Für das Schutzgut Boden können sich bei einer Auskofferung der Anschüttungsmaterialien 
im Bereich der geplanten Hausgartenbereiche langfristig wieder natürliche Bodenver-
hältnisse einstellen. Sofern keine Auskofferung der Anschüttungen erfolgt bleibt der Status 
für den Boden unverändert. In diesem Fall, sind Maßnahmen zur Vermeidung und Verringe-
rung nachteiliger Auswirkungen zu treffen (siehe Kapitel 14). 
 
 
12.4 Schutzgut Wasser 
 
Derzeitiger Zustand und derzeitige Problemlage  
Oberflächengewässer sind im Planbereich und im weiteren Umfeld nicht vorhanden. Die an-
stehenden grundwasserführenden Bodenschichten in diesem Bereich sind die Sande und 
Kiese der Ruhr - Niederterrasse. Bereichsweise sind Schluffe in den Sanden und Kiesen 
eingelagert. Die Deckschichten bestehen aus künstlichen Auffüllungen mit unterliegenden 
feinsandigen, teilweise schwach tonig-kiesigen Schluffen. 
Das Niederschlagswasser wird zurzeit größtenteils mittels Drainagen in den öffentlichen Ab-
wasserkanal eingeleitet. Zum Zeitpunkt der Felduntersuchungen lag der Grundwasserspiegel 
tiefer als fünf Meter. Bei sehr hohen Grundwasserständen ist mit einem Flurabstand im tiefe-
ren Geländebereich von rund 4,0 m bis 4,5 m und im höheren Geländebereich mit 6,0 m bis 
6,5 m zu rechnen. Die generelle Fließrichtung des Grundwassers erfolgt von Ost nach West. 
In Abhängigkeit von den Grundwasserständen ergeben sich Fließrichtungen auch nach 
Südwesten und nach Nordwesten.  
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Der Untergrund ist grundsätzlich zur Versickerung geeignet. Ein hydrogeologisches Gutach-
ten zu Auswirkungen einer Versickerung des Niederschlagswassers der geplanten Bebau-
ung kommt allerdings zu folgendem Ergebnis: 
Mit der Durchführung von Versickerungsmaßnahmen ist von einer deutlich erhöhten Grund-
wasserneubildung von derzeit 12.000 bis 14.000 m³ / Jahr auf dann 21.000 bis 24.000 m³ / 
Jahr auszugehen. Durch die damit verbundene dauerhafte Erhöhung des Grundwasserspie-
gels sind Beeinträchtigungen insbesondere der in der westlich bis südwestlich des Plange-
bietes liegenden Bebauung auf Grund der dort geringeren Geländehöhen nicht auszuschlie-
ßen. Seitens des Gutachters wird daher von Versickerungsmaßnahmen abgeraten. (GFP - 
Dr. Gärtner und Partner GbR, Bürgerstraße 15,47057 Duisburg "Betrachtungen zur Wasser-
wirtschaft und Hydrogeologie Bebauungsplan Nr.655 Trainingsgelände des Fußballvereins 
Rot-Weiß-Oberhausen" Duisburg, 06.01.2012 ) 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Planung 
Ein Versickern des Niederschlagswassers der geplanten Wohnbebauung hätte erhebliche 
Auswirkungen auf die Grundwasserneubildungsrate. Es ist für diesen Fall eine Grundwas-
serspiegelerhöhung und Vernässung der Grundstücke der Unterlieger zu erwarten. Daher 
sieht die Entwässerungsplanung die Ableitung der Niederschlagswässer in den Kanal und 
eine entsprechende Rückhalteeinrichtung im Kanalnetz vor, so dass in etwa mit einer glei-
chen Grundwasserneubildungsrate wie derzeit gerechnet werden kann. Langfristige Verän-
derungen des Grundwasserhaushaltes sind nicht zu erwarten. Die Grundwasserstände wer-
den durch mehrere Messstellen beobachtet. 
 
 
12.5 Schutzgut Klima und Luft 
 
11.5.1. Stadtklima  
Derzeitiger Zustand und derzeitige Problemlage 
Oberhausen liegt im Bereich des ozeanischen Tieflandklimas. Entsprechend der unter-
schiedlichen Nutzungen lässt sich das Stadtgebiet unterschiedlichen Klimatopen zuordnen: 
Das Plangebiet sowie die westlich angrenzenden Kleingärten und der Hiberniadamm sind 
dem Parkklima zugeordnet. "Je nach Bewuchs werden die Temperatur- und Strahlungsamp-
lituden mehr oder weniger stark gedämpft; es handelt sich meist um bioklimatische wertvolle 
Stadtoasen ohne bedeutende Fernwirkung." Die an das Plangebiet bzw. den Hiberniadamm 
grenzenden Siedlungsflächen sind dem Stadtrandklima zugeordnet. "Die überwiegend locker 
bebauten und gut durchgrünten Wohnsiedlungen bewirken schwache Wärmeinseln, ausrei-
chenden Luftaustausch und meist gute Bioklimate." Für das Plangebiet sind keine hervorge-
hobenen Klimafunktionen und keine Bedeutung für den Luftaustausch dargestellt. (vgl. Ge-
samtstädtische Klimaanalyse Stadt Oberhausen, RVR, Essen Januar 2008) 
Da das Plangebiet nur zu 46 % aus vegetationsbedeckten Flächen (40 % Ascheplätze, 14 % 
versiegelte und überbaute Flächen) besteht, die klimatisch ausgleichend wirken können, ist 
davon auszugehen, dass die Temperatur- und Strahlungsamplituden nur wenig gedämpft 
werden. Im Gegensatz zu den "klassischen" Parkanlagen mit ausgedehnten Rasen- und 
Gehölzflächen handelt es sich daher nicht um eine bioklimatisch wertvolle Stadtoase (siehe 
Landschaftspflegerischer Begleitplan). 
 
Die Planungshinweise empfehlen für diesen Raum Entsiegelungsmaßnahmen, Erhalt und 
Aufbau weiterer Grünstrukturen sowie keine weitere Verdichtung oder Versiegelung. Südlich 
des Plangebietes wird eine Begrünung im Straßenraum zur Klimaverbesserung empfohlen 
(vgl. Gesamtstädtische Klimaanalyse Stadt Oberhausen, RVR, Essen Januar 2008). 
 
Luftschadstoffimmissionen 
Der Bebauungsplan Nr. 655 liegt im Bereich des seit dem 04. August 2008 rechtskräftigen 
Luftreinhalteplans Ruhrgebiet West, fortgeschrieben am 15.10.2011. Da im gesamten Ruhr-
gebiet flächendeckend Überschreitungen oder drohende Überschreitungen von geltenden 
Grenzwerten (Feinstaub, Stickstoffdioxid) festgestellt wurden, verfolgt der Luftreinhalteplan 
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einen regionalen Ansatz zur Reduzierung der Luftbelastungen. Der Plan beinhaltet verschie-
dene Maßnahmen, die eine Überschreitung von geltenden Grenzwerten in der Region Ruhr-
gebiet verhindern sollen. Drei verschiedene Möglichkeiten zur Feststellung von Überschrei-
tungen finden Anwendung: 
 
Messung: 
Belastungen durch PM10- und NO2-Immissionen im Bereich des Luftreinhalteplans werden 
durch kontinuierliche und diskontinuierliche Messstationen vor Ort ermittelt. NO2-
Immissionen werden zusätzlich an bestimmten Orten durch sogenannte Passivsammler be-
stimmt. 
 
Modellrechnungen: 
Die Belastungssituation im Ruhrgebiet ist durch das regionale Hintergrundniveau sowie 
durch die übrigen Verursachergruppen (Industrie, Hausbrand, Schifffahrt, Schienenverkehr, 
Offroad - Verkehr sowie Straßenverkehr mit städtischem Hintergrund) in Summe außer dem 
lokalen Straßenverkehr berechnet worden. Die Ergebnisse liegen in Form von Karten zur 
Hintergrundbelastung mit einer Auflösung von 1x1 km² für Feinstaub und Stickstoffdioxid vor. 
 
Ampelkarten: 
Zur Beurteilung der Belastungssituation in Straßenschluchten hat das LANUV für das Ruhr-
gebiet Ampelkarten erstellt. In den Farben Rot, Gelb und Grün werden die unterschiedlich 
starken lokalen Belastungen durch Feinstaub und Stickstoffdioxid dargestellt. 
 
Im Bereich des Bebauungsplans Nr. 655 befindet sich keine Messstation, so dass eine Ein-
schätzung auf Grundlage der durchgeführten Modellrechnungen vorgenommen wurde. So-
wohl die Karte der Hintergrundbelastung als auch die „Ampelkarten“ geben keinen Hinweis 
auf eine eventuelle Grenzwertüberschreitung. 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Planung 
Insgesamt erhöht sich der Anteil vegetationsbedeckter Flächen im Plangebiet von 46 % auf 
49 %. Ein großer Teil der Gehölzbestände bleibt erhalten. Durch die Schaffung von Grünflä-
chen ist mit einer stärkeren Dämpfung der Strahlungsamplituden sowie mit einer etwas hö-
heren Filterkapazität durch die Vegetation zu rechnen, so dass keine Verschlechterung der 
stadtklimatischen Situation zu erwarten ist. Während der Bauphase wird es im Baugebiet 
und im unmittelbaren Umfeld temporär zu Staubbelastungen kommen. Darüber hinaus sind 
aber weder bau- noch planungsbedingte Auswirkungen zu erwarten. 
 
11.5.2. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
Die Klimaschutznovelle des Baugesetzbuches (BauGB) vom Juli 2011 bildet die gesetzliche 
Grundlage für eine klimagerechte Stadtentwicklung. So soll nach §1a Abs. 5 „den Erforder-
nissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken 
als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen 
werden.“ Den Erfordernissen des Klimaschutzes entspricht die Wiedernutzung einer teilver-
siegelten, innerstädtischen Fläche für die geplante Wohnbebauung. 
Im vorliegenden Bebauungsplan wurden einige Möglichkeiten der städtebaulichen Optimie-
rung hinsichtlich des Energieverbrauchs, sowie der Anpassung an den Klimawandel genutzt, 
so wurde z.B. die Gebäudestellung und Dachneigung optimiert, und die mögliche Verschat-
tung der Solargewinnfassaden geprüft. 
 
Die Durchgrünung des Planbereiches mit Bäumen sowie der Erhalt der vorhandenen Gehöl-
ze wirken sich positiv auf das Mikroklima aus, indem sie zu einer Abmilderung der Tempera-
turextreme beitragen. Ein geringer Versiegelungsgrad und umfangreiche Begrünungsmaß-
nahmen sollen für Abkühlung an zukünftig vermehrt zu erwartenden Hitzetagen sorgen. Eine 
Versickerung des Niederschlagswassers vor Ort ist nicht möglich, ein oberirdischer Rückhalt 
mit möglichen Abkühlungseffekten wurde wegen der Flächenintensität nicht berücksichtigt. 
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Um klimaschützende Aspekte verstärkt berücksichtigen zu können, hat der Rat der Stadt 
Oberhausen am 13.12.2010 beschlossen, den „Oberhausener Leitfaden Klimaschutz in der 
Bauleitplanung“ im Rahmen der Bauleitplanung anzuwenden. 
 
Für die unterschiedlichen Entwurfsvarianten wurde daher eine solarenergetische Überprü-
fung mit dem Programm „SolarKompakt 2010“ sowie eine Abschätzung der Verschattung mit 
dem Programm Solcity durchgeführt, die im Anhang abgedruckt ist.  
 
Die Anwendung des Leitfadens zum Klimaschutz kommt zusammenfassend zu folgenden 
Ergebnissen: 
 
Schritt 1: Klimaschutz in der vorbereitenden Bauleitplanung  
Im Hinblick auf die Auswahl von Baulandpotenzialen, kann das Planungsvorhaben grund-
sätzlich als positiv bewertet werden. 
Die Inanspruchnahme einer Grünfläche fließt als negativer Aspekt in die Bewertung des 
Planvorhabens ein. Die Sportanlage gilt als stadtklimatischer Ausgleichsraum und wurde im 
RFNP bisher als Grünfläche dargestellt. Sie weist einen Rasenplatz und zwei Tennenplätze 
auf, allerdings nur einen geringen Anteil naturnaher Grünflächen. Die Qualität der Grünfläche 
wird sich durch die Umsetzung der aktuellen Planung insgesamt verbessern. Das Planvor-
haben sieht einen Grünanteil von 25 Prozent vor. Zu diesen öffentlichen Grünflächen kom-
men noch die privaten Gartenbereiche, wodurch sich der Grünanteil insgesamt noch einmal 
erhöht. 
Die Erschließung des Plangebietes wird zu großen Teilen neu entwickelt. Die bestehenden 
Straßen werden in die Planung integriert. An der Samlandstraße kommt es zu einer direkten 
Straßenrandbebauung. 
Die Lage des Plangebietes ist so ausgewählt, dass mögliche Verschattungen, die eine solare 
Nutzung einschränken, ausgeschlossen werden können, denn die umliegende Gebäude-
struktur weist vorwiegend Ein- und Zweifamilienhäuser auf. Im Plangebiet besteht die Mög-
lichkeit, die Gebäude in südöstliche Richtung auszurichten, was eine Nutzung der Sonnen-
energie begünstigt. 
Die Einbindung in die bestehende Infrastruktur ist gewährleistet. Es besteht Anschluss an 
das umliegende Verkehrsnetz. Die nächsten Bushaltestellen sind weniger als 400 m entfernt 
und damit fußläufig zu erreichen. Im Westen schließt an das Plangebiet eine ausgebaute 
Radverkehrsanlage an. Auch der Anschluss an bestehende Fußwege wird durch das Pla-
nungsvorhaben im Osten und Westen ermöglicht. 
Die Nahversorgung im Plangebiet ist sichergestellt. Das Nahversorgungszentrum Alstaden 
liegt in einer Entfernung von 500 m Luftlinie, das Zentrum Styrum ist in ca. 700 m Luftlinie zu 
erreichen. In direkter Nachbarschaft zu dem Plangebiet befinden sich der Kindergarten KTE 
Rechenacker und die Landwehrschule. 
 
Schritt 2: Planungsvoraussetzungen 
Da das Plangebiet in städtischem Besitz liegt, bestehen sehr gute Voraussetzungen für die 
Realisierung energetischer Standards. Die Stadt kann einen Einfluss auf die Umsetzung 
festgesetzter Standards nehmen, indem beispielsweise entsprechende Regelungen in die 
Kaufverträge aufgenommen werden. 
In dem Gebiet ist eine Baustruktur aus Einzel- und Doppelhäusern geplant. Aus Gründen 
des Heizwärmebedarfs wäre eine kompaktere Bauform günstiger. Je dichter die Bebauung, 
desto geringer ist der zu erwartende Heizbedarf. Durch die offene Bauweise wird gewährleis-
tet, dass sich das Planvorhaben in die umliegende Gebäudestruktur integriert. Außerdem 
besteht durch eine geringere städtebauliche Dichte die Möglichkeit, einen höheren Grünan-
teil zu realisieren. Die Anlage privater Grünflächen trägt wesentlich zum Grünanteil eines 
Gebietes bei und ist bei einer dichteren Bauweise schwerer zu realisieren. Außerdem kann 
durch die offene Bauweise eine solare Nutzung im Gebiet gefördert werden. Es entsteht ins-
gesamt gesehen eine größere Dachfläche, die aufgrund der offenen Bauweise potenziell 
geringere Verschattungen aufweist. 
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Schritt 3: Städtebaulicher Entwurf 
Der städtebauliche Entwurf für die geplanten Wohnquartiere wurde mittels der Programme 
SolarKompakt 2010 und SolCity bewertet. Das Gesamtergebnis für das Wohnquartier Re-
chenacker (klassische Satteldachsiedlung) ergibt „verbesserte Planung mit Optimierungspo-
tenzial“. Bei einer zusätzlichen Bewertung der Verschattungswirkung der vorhandenen Vege-
tation und der Gebäude untereinander lautet das Ergebnis „hoher Optimierungsbedarf“. Das 
Quartier ist beidseitig eingerahmt von vorhandener Vegetation. Hier sollte auf eine bessere 
Südausrichtung der Gebäude geachtet werden. Die Abstände in Südrichtung zwischen den 
Gebäuden sollten vergrößert werden, ebenso der Abstand zu vorhandener Vegetation. Das 
Gesamtergebnis für das Wohnquartier Rehmer-Nord (Siedlung mit flachen Pultdächern) 
wird, auch unter der Beachtung der Verschattungswirkung, mit „gute Planung mit Optimie-
rungspotenzial“ bewertet. Damit eignet sich die Fläche für das Programm „Klimaschutzsied-
lung NRW“. Auch hier sollte auf größere Gebäudeabstände geachtet werden. Das Wohn-
quartier Rehmer-Süd (Siedlung mit flachen Pultdächern) kommt unter Einbeziehung der Ver-
schattungswirkung zu dem Gesamtergebnis „verbesserte Planung mit Optimierungspotenzi-
al“. Auf genügend große Abstände der Gebäude zur Vegetation und untereinander sollte 
geachtet werden. Grundsätzlich kann als „Faustformel“ für einen günstigen Gebäudeabstand 
die Rechnung 2,5 x Firsthöhe angewandt werden. 
 
Schritt 4: Bebauungsplan 
Im Bebauungsplan werden Festsetzungen getroffen, die dem Klimaschutz dienlich sind. 
Es wird eine offene Bauweise mit einer Höhenbeschränkung für Gebäude festgesetzt. Eine 
Verschattung der Dachflächen kann durch diese Festsetzung eingeschränkt werden, so dass 
Voraussetzunge für eine solare Nutzung geschaffen werden. 
Auch im Hinblick auf die Dachform werden Festsetzungen getroffen, die eine solare Nutzung 
begünstigen. Im nordöstlichen und südöstlichen Teilbereich des Plangebietes werden Flach-
dächer und Pultdächer mit einer Dachneigung von maximal 15° festgesetzt. Dachflächen 
dieser Art eignen sich besonders für eine solarenergetische Nutzung. Auch auf Satteldä-
chern mit einer Dachneigung von maximal 38°, wie sie im übrigen Plangebiet festgesetzt 
sind, ist eine solare Nutzung möglich. 
Die städtebauliche Dichte der Bebauung und der Umfang der Versigelung werden über die 
zeichnerische Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche und die Grundflächenzahl 
begrenzt. Nebenanlagen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche nur zulässig, 
wenn deren umbauter Raum bei Einzelhäusern eine Fläche von 20 m² nicht überschreitet. 
Bei Doppelhäusern dürfen Nebenanlagen mit einer maximalen Grundfläche von 15 m² au-
ßerhalb der überbaubaren Fläche errichtet werden. Insgesamt wird eine Grundflächenzahl 
von 0,4 festgelegt, die durch die Grundfläche von Garagen, Stellplätzen und Zufahrten um 
maximal 50 Prozent überschritten werden darf. Ein Grundstück im Plangebiet darf somit zu 
maximal 60 Prozent baulich genutzt werden. 
Durch diese Festsetzungen wird gewährleistet, dass jedes Grundstück einen Grünanteil von 
mindestens 40 Prozent aufweist. Neben diesen privaten Grünflächen kommt es zusätzlich zu 
einer Festsetzung von öffentlichen Grünflächen. Bereits bestehende Grünstrukturen werden 
zu großen Teilen erhalten und im Bebauungsplan als öffentliche Grünflächen festgesetzt. 
 
Schritt 5: Vertragliche Regelungen 
Da sich das Plangebiet vollständig in städtischem Besitz befindet, bestehen Möglichkeiten 
über vertragliche Regelungen z. B. in den Kaufverträgen besondere klimaenergetische Stan-
dards bei der Bebauung zu realisieren. Besonders in den westlichen Quartieren sind auf-
grund der städtebaulichen Konzeption solche klimaenergetisch optimierte Bebauungsformen 
denkbar. 
Unterstützt werden kann diese Entwicklung durch aktive und intensive Beratung der Bauher-
ren und Architekten vor und nach dem Grundstückskauf. 
 
Schritt 6: Umsetzung 
Die Umsetzung kann durch vertragliche Regelungen beispielsweise in den Kaufverträgen 
geregelt werden. Begleitet werden kann dies durch freiwillige Beratungen der Bauherren und 
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Architekten. Ggf. kann diese Beratung in Zusammenarbeit mit der Energieberatung gesche-
hen, die gemeinsam vom Bereich Umweltschutz der Stadt Oberhausen und der Verbrau-
cherzentrale angeboten wird. 
 
 
12.6 Schutzgut Landschaft (Ortsbild) 
 
Derzeitiger Zustand und derzeitige Problemlage 
Das Plangebiet wird von außen als eingegrünte Fläche wahrgenommen, da es von einem 
Ring mit hohem, alten Baumbestand umgeben und von einem in Nord- Süd Richtung verlau-
fenden alleeartig bepflanzten Wall durchzogen ist. Im Innenbereich liegen drei Sportplätze in 
unterschiedlichen Höhenlagen, im Westteil monotone Ascheplätze, im Süden aufgegebene 
Tennisplätze, östlich ein Rasenplatz mit Rundlaufbahn. Der rundum eingegrünte Rasenplatz 
und die mit Bäumen bestandenen Böschungen gliedern das Gelände. Als ortsbildprägend ist 
die Kastanien- / Lindenallee hervorzuheben. Das Umfeld der Sportanlage ist im Westen und 
Osten durch weitere Grünstrukturen geprägt, die das Ortsbild positiv prägen. Darüber hinaus 
ist die Umgebung des Plangebietes durch eine stark durchgrünte wohnbauliche Nutzung mit 
vornehmlich Ein- und Zweifamilienhäusern geprägt. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung  
Mit der Realisierung des Bebauungsplanes verändert sich das Orts- und Landschaftsbild von 
den großflächigen Sportplätzen zu einer kleinteiligen Wohnbebauung mit Gärten. In Anpas-
sung an die umgebenden Siedlungsbereiche ist eine Baustruktur aus Einzel- und Doppel-
häusern vorgesehen. Verdichtete Bauformen sind nicht geplant, die Anlage von gut durch-
grünten Gärten ist möglich. Die geplante Baustruktur fügt sich damit gut in das bestehende 
Ortsbild ein. 
Die prägenden Baum- und Gehölzbestände im Norden, Osten und Westen bleiben erhalten 
und gewährleisten weiterhin eine gute Einbindung des Gebiets. Die auf einem Wall stehen-
de, das Gebiet in Nord-Süd-Richtung durchziehende Allee wird in den geplanten durchge-
henden Nord-Süd-Grünzug integriert, der das Bebauungsplangebiet in zwei Teile gliedert. 
Eine weitere prägende Grünstruktur wird entlang der Ost-West-Erschließung zwischen Hi-
berniastraße und Rechenacker neu angelegt; hier ist eine Allee aus insgesamt 52 Bäumen 
als Grünverbindung geplant. 
 
 
12.7 Schutzgut Kultur- und Sonstige Sachgüter 
 
Derzeitiger Zustand und derzeitige Problemlage 
Denkmalgeschütze Kultur- und Sachgüter wie Bau- und Bodendenkmale sowie Objekte der 
Route der Industriekultur sind im Gebiet nicht vorhanden und daher auch nicht betroffen. Die 
Platanenallee an der Straße „Im Rechenacker“ und die Baumreihe westlich der Tribüne des 
Rasenplatzes stellen kulturlandschaftsprägende Elemente dar. Sie sind typisch für die Stadt-
planung zwischen 1880 und 1930.  
Die nach § 47a LG NW gesetzlich geschützte Platanenallee „Am Rechenacker“ (Alleenkatas-
ter AL-OB-0063) ist von der Planung nicht betroffen. 
 
Prognose  
Durch die Planung sind keine Kultur- oder Sachgüter negativ betroffen. Die vorhandene 
Sporthalle bleibt erhalten, die Allee sowie die Baumreihe bleiben ebenfalls erhalten. 
 
 
12.8 Wechselwirkungen 
 
Die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern werden indirekt über die beschriebenen 
Umweltauswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter erfasst und dort dargelegt. Die Wechsel-
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beziehung zwischen Niederschlagswasserversickerung und Grundwasserneubildung erfor-
dert die Ableitung des Niederschlagswassers in das Kanalnetz. 
Darüber hinaus sind relevante Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern, die zu zu-
sätzlichen erheblichen Beeinträchtigungen führen, nicht feststellbar. 
 
 
 

13. Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Die Sportplätze blieben erhalten, aber blieben größtenteils ungenutzt, da der Fußballverein 
einen anderen Standort gefunden hat. Es bliebe eine innerstädtische Freifläche erhalten.  
 
 
 

14. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich erheb-
lich nachteiliger Umweltauswirkungen 

 
Schutzgut Wasser 
Zur Vermeidung von Vernässungen im Abstrom wird das Niederschlagswasser in die Kanali-
sation eingeleitet. Der Versiegelungsgrad ist möglichst gering zu halten. In diesem Sinne 
sind für Stellplätze und private Zufahrten und -wege wasserdurchlässige Befestigungen zu 
verwenden. Garagen, Carports und andere Nebenanlagen mit Flachdächern sind dauerhaft 
zu begrünen. 
 
Schutzgut Klima  
Der Erhalt und Ausbau von Grünachsen und die starke Durchgrünung des Gebietes können 
das Mikroklima durch Abkühlung und Staubbindung verbessern. Eine weitere mikroklimati-
sche Verbesserung wird durch die extensive Dachbegrünung der Garagen und Carports an-
gestrebt. Eine solaroptimierte Bauweise, die zur CO² Einsparung beiträgt, wird durch die An-
ordnung und Ausrichtung der Gebäude sowie die Höhenbegrenzung und Festsetzungen zur 
Dachgestaltung ermöglicht. Eine Vereinbarung zur Vermeidung / Minderung des Energie-
verbrauches durch baulichen Wärmeschutz, die Nutzung von Solar- oder anderer regenera-
tiver Energien in Verbindung mit einer energieeffizienten Haustechnik ist derzeit nicht vorge-
sehen. Jedoch besteht die Möglichkeit im Rahmen der Vermarktung, durch Regelungen in 
den Kaufverträgen und durch intensive Beratung der Bauherren und Architekten entspre-
chende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen in Teilen des Plangebiets vorzusehen.  
 
Schutzgut Pflanzen und Tiere  
Neben der Entsiegelung und dem Abbruch eines Gebäudes im Norden des Plangebietes 
werden z.B. Garagendächer extensiv begrünt, Gartenflächen sind größtenteils unversiegelt 
zu lassen und zu bepflanzen. Gemäß Baumschutzsatzung der Stadt Oberhausen werden die 
zu fällenden Bäume ersetzt.  
 
Gehölzstreifen entlang der nördlichen, östlichen und westlichen Grundstücksgrenzen 
Entlang der Grundstücksgrenzen sind in Ergänzung der zu erhaltenden geschützten Einzel-
bäume und des sonstigen Gehölzbestandes zur Entwicklung eines geschlossenen Gehölz-
streifens Laubbäume II. Ordnung und Sträucher zu pflanzen. Es sind standortgerechte, hei-
mische Gehölze gemäß Pflanzliste im Anhang zu verwenden. 
 
Alleepflanzung entlang der Ost-West-Erschließung 
Entlang der Ost-West-Erschließung zwischen Hiberniastraße und Rechenacker ist eine 
Baumallee als Grünverbindung geplant. Für die im Bebauungsplan hinweislich dargestellten 
und textlich festgesetzten 52 Bäume ist eine einheitliche Laubbaumart auszuwählen. Die 
Bäume sind in einem Seitenabstand von 3,0 m zu den Grundstücksgrenzen der Wohnbe-
bauung und einem Stammabstand von ca. 8 m zu pflanzen. Dafür sind klein- und mittelkro-
nige hochstämmige Laubbäume (Liste 2) vorgesehen wie beispielsweise Acer campestre 
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'Elsrijk' (Feld-Ahorn 'Elsrijk'), Acer platanoides 'Cleveland' (Kegelförmiger Spitz-Ahorn) und 
Sorbus intermedia 'Brouwers' (Schmalkronige Mehlbeere). Pro Baum ist ein durchwurzelba-
rer Raum von mind. 12 m³ mit Substrat gem. der Festlegungen der FLL (Forschungsgesell-
schaft Landesentwicklung Landschaftsbau e.V.) herzustellen. Die Baumscheiben sind durch 
geeignete Maßnahmen wie z. B. die Bepflanzung mit bodendeckendem Kleingehölzen oder 
Stauden (s. Pflanzliste) vor Oberflächenverdichtung zu schützen. Die Bepflanzung ist fach-
gerecht durchzuführen und dauerhaft zu erhalten.  
 
Begrünung des Nord-Süd-Grünzuges 
Im Bereich des Nord-Süd-Grünzuges (öffentlichen Grünfläche) ist der Erhalt der prägenden, 
auf einem Wall stehenden Baumreihe (überwiegend Rosskastanien) vorgesehen. Die vor-
handenen Rasenflächen sind zu erhalten und nach Norden und Süden zu ergänzen. Entlang 
des Fußweges, der die Anbindung des Grünzuges an das nördlich angrenzende Siedlungs-
gebiet (Bebauung Romgesweg) herstellt, ist die Pflanzung von 12 Laubbäumen (z.B. Hain-
buche, Carpinus betulus) geplant. 
 
Schutzgut Ortsbild 
Die im Bebauungsplan mittels Erhaltungsgebot festgesetzten Einzelbäume und weitere orts-
bildprägende Baumreihen sind aus Gründen des Naturschutzes sowie der Landschafts- und 
Stadtbildpflege zu schützen, dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. 
 
Schutzgut Boden 
für den Menschen: 
Sofern keine vollständige Entfernung der Altablagerungsmaterialien aus dem Plangebiet er-
folgt, sind Flächen, die später nicht versiegelt oder überbaut werden (alle Garten- und Grün-
flächen) zur Unterbindung eines Direktkontaktes Anschüttungsmaterial – Mensch durch eine 
ausreichende Abdeckung mit geeignetem Bodenmaterial zu sichern.  
 
Die erforderlichen Abdeckmächtigkeiten richten sich nach der geplanten Nutzung und betra-
gen im Bereich von  
 

• Zier- und Nutzgärten mindestens 0,60 m nach gebrauchsfertig hergestelltem Zustand 
über einer zuvor eingebrachten Grabesperre, 

• Spielbereichen mindestens 0,35 m nach gebrauchsfertig hergestelltem Zustand über 
einer zuvor eingebrachten Grabesperre. Die Sohlen von Sandspielbereichen sind so 
zu befestigen, dass spielende Kinder sie mit den üblichen Spielwerkzeugen auch ab-
sichtlich nicht durchdringen können. 

• Grünflächen und sonstigen unbefestigten / nicht überbauten Flächen mindestens 
0,35 m nach gebrauchsfertig hergestelltem Zustand. 

 
Grabesperren müssen so beschaffen sein, dass sie mit üblichen Handwerkzeugen für Gra-
bearbeiten (Spaten, Schaufel usw.) nicht unbeabsichtigt durchdringbar sind und tiefere Gra-
bearbeiten auch bei Absicht erheblich erschweren würden. Grabesperren müssen so be-
schaffen sein und eingebaut werden, dass sie für den Grundstücksnutzer bei Erdarbeiten 
eine Signalwirkung haben. 
 
Bodenmaterialien, die zur Abdeckung und Geländegestaltung antransportiert werden, sind 
geeignet, wenn sie 
 

• den Vorsorgeanforderungen der Bundes-Bodenschutz und Altlastenverordnung ent-
sprechen 

• der vor Ort vorhandenen Bodenhauptart entsprechen 
• keine Störstoffe wie z.B. Kunststoffe, Metallteile, Müll o.ä. enthalten 
• nur sehr geringe Mengen (weniger als 10 Vol.-%) unkritischer technogener Substrate, 

wie z.B. kleine Ziegel- oder Betonbruchstücke, enthalten 
• nach Augenschein und Geruch unauffällig sind 
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• nach ihrer Herkunft keinem Belastungsverdacht unterliegen 
 
Die Eignung der Bodenmaterialien ist schriftlich zu dokumentieren (siehe nachfolgende Aus-
führungen).  
 
Der gegenwärtig in den Grünflächen über der Altablagerung vorhandene humose Oberboden 
ist aufgrund seiner Schadstoffbelastungen nicht zur Herstellung durchwurzelbarer Boden-
schichten in Hausgärten und auf Kinderspielflächen geeignet. Im Bereich von öffentlichen 
oder privaten Grünflächen kann das Bodenmaterial jedoch innerhalb des Bebauungsplange-
bietes wieder eingebaut werden. 
 
für den Boden: 
Beim Umgang mit Böden und Bodenmaterialien und der Herstellung der nicht überbauten 
Flächen sind die DIN 19731, die DIN 18915 und die materiellen Anforderungen der §§ 9 und 
12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) zu beachten. 
 
Der Einbau von Bodenmaterial erfolgt 
 

• horizontweise, d.h. zuerst der Unterboden, danach der humose Oberboden 
• nur bei trockener Witterung und ausreichend abgetrockneten Böden 
• mit leichten Maschinen, vorzugsweise Raupenbagger, mit geeignetem Fahrwerk, die 

"vor Kopf" arbeiten können 
• unter Beachtung der Gefällesituation und Vorflut um Staunässe in Mulden zu vermei-

den. 
 
Vor dem Bodenauftrag sind Unterbodenverdichtungen durch geeignete Lockerungsmaß-
nahmen zu beseitigen. Der neu aufgetragene Boden wird nicht mit Baumaschinen und 
Transportfahrzeugen befahren und wird direkt begrünt. Wenn auch der Anbau von Nutz-
pflanzen ermöglicht werden soll, erfolgt zur Einstellung des pH-Wertes auf Werte über 6,5 
und ggf. auch zur Verbesserung der Krume eine angemessene Kalkung. 
 
Durch den Baustellenbetrieb entstandene Schadverdichtungen des Bodens sind durch ge-
eignete Lockerungsmaßnahmen zu beseitigen. 
Die Andienung der Baustelle erfolgt ausschließlich über die vorhandene oder die neu herzu-
stellende Zufahrt. 
Bodenmaterialien, die zur Rekultivierung und Geländegestaltung antransportiert werden sol-
len, sind geeignet, wenn sie 
 

• den Vorsorgeanforderungen der BBodSchV entsprechen 
• der vor Ort vorhandenen Bodenhauptart entsprechen 
• keine Störstoffe wie z. B. Kunststoffe, Metallteile, Müll o.ä. enthalten 
• nur sehr geringe Mengen (weniger als 10 Vol.-%) unkritischer technogener Substrate, 

wie z.B. kleine Ziegel- oder Betonbruchstücke, enthalten 
• nach Augenschein und Geruch unauffällig sind 
• nach ihrer Herkunft keinem Belastungsverdacht unterliegen. 

 
Die Ergebnisse der notwendigen Untersuchungen zur Eignung von Bodenmaterialien die zur 
Auf- oder Einbringung in eine durchwurzelbare Bodenschicht oder zur Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht antransportiert werden sollen, sind zur Einsichtnahme auf-
zubewahren.  
Die Untersuchungen zur Eignung der Bodenmaterialien sind nach § 12 Abs. 3 BBodSchV vor 
dem Auf- und Einbringen durchzuführen. Die Nachweise zur Eignung der Bodenmaterialien 
müssen auch Herkunftsangaben und Beschreibungen im Sinne der DIN 19731, Nr. 5.1 und 
Nr. 5.2 enthalten. Im Einzelfall können weitere Untersuchungen hinsichtlich der Standort- 
und Bodeneigenschaften erforderlich sein. In Abstimmung mit der unteren Bodenschutzbe-
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hörde können in bestimmten Fällen Böden zur Rekultivierung verwendet werden, deren 
Schadstoffgehalte über den Vorsorgewerten der BBodSchV liegen. 
 
Der Baubeginn ist der Unteren Bodenschutzbehörde anzuzeigen. 
 
Umgang mit Anschüttungsmaterial: 
Auf den Grundstücken ausgehobene Anschüttungsmaterialien können nach Entscheidung 
des Fachgutachters vor Ort umgelagert werden. Dabei dürfen keine Gefahren im Sinne des 
§ 4 Bundesbodenschutzgesetz entstehen. Dies kann unter Versiegelungen (Verkehrsflächen 
/ Fundamente/ Bodenplatten), aber auch unter geeigneten Bodenabdeckungen (s.u.) erfol-
gen. Die Gefahrenvermeidung im Sinne des § 4 Bundesbodenschutzgesetzes ist durch den 
Gutachter sicherzustellen und zu belegen. Beim Antreffen von Anschüttungsmaterialien, die 
sich auffällig - z.B. durch ungewöhnliche Verfärbungen, Gerüche oder Materialkonsistenzen - 
von dem bekannten Erscheinungsbild der Anschüttungen auf dem Grundstück abheben, 
empfiehlt sich eine Rücksprache mit der Unteren Bodenschutzbehörde der Stadt Oberhau-
sen. 
Aushubmassen, die auf dem Grundstück nicht wieder eingebaut werden können, sind einer 
ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 
 
 
 

15. Geprüfte Alternativen 
 
Eine Standortalternative wurde nicht geprüft, denn die Nutzung des Plangebietes für den 
Vereinssport wurde aufgegeben und im Stadtteil besteht ein Bedarf an Wohnraum. Die Wie-
dernutzung einer innerstädtischen Fläche entspricht dem sparsamen und schonenden Um-
gang mit Grund und Boden. Die städtebauliche Planung wurde durch die Diskussion mehre-
rer Vorentwürfe auf Umweltbelange hin soweit als möglich optimiert.  
Ein maßgebliches Kriterium zur Auswahl des vorliegenden Entwurfes stellte eine energetisch 
verbesserte Variante dar, die im nordwestlichen Wohnquartier die Errichtung eines solar-
energetisch optimierten Siedlungsbereichs ermöglicht. 
Ein optimales Ergebnis stellt der vorliegende Plan diesbezüglich allerdings nicht dar.  
Für eine solar-energetische Optimierung müssten die Abstände in Südrichtung zum Teil  
vergrößert und die Bebauung dadurch aufgelockert werden; eine Kombination mit entspre-
chender Höhenbegrenzung wäre sinnvoll. Auch der teilweise sehr geringe Abstand zu be-
stehender Vegetation wäre zu überdenken, jedoch möglichst durch Änderung der Gebäude-
planung und nicht auf Kosten von erhaltenswerter Vegetation. Die ungünstige West-Ost-
Ausrichtung von einigen Gebäuden wäre zu überdenken. 
Soll unter den genannten Kriterien die Anzahl der Wohneinheiten insgesamt beibehalten 
werden, wäre dies teilweise durch Reihenhausbebauung möglich, etwa im Dreierverbund mit 
Südausrichtung. 
 
 
 

16. Methoden und Verfahren der Umweltprüfung 
 
Es kann vorausgesetzt werden, dass die im Rahmen der Erstellung des Umweltberichtes 
ausgewerteten Gutachten unter Berücksichtigung der anerkannten Regeln der Technik und 
der einschlägigen Gesetze, Richtlinien und Normen erarbeitet worden sind. 
 
 
 

17. Monitoring 
 
Für das Monitoring wird in Bezug auf negative Umwelteinflüsse aus der Umgebung auf das 
Vorhaben (z.B. Lärm, Feinstaub) auf die kommunalen Planungsinstrumente (z.B. Luftreinhal-
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tepläne) verwiesen. Die Grundwasserstände werden durch Messstellen im Plangebiet beo-
bachtet. 
Darüber hinaus sind nach § 4 (3)BauGB die Fachbehörden (z.B. Untere Immissionsschutz-
behörde) nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens im Rahmen ihrer bestehenden Überwa-
chungssysteme in der Verpflichtung, die Gemeinde zu unterrichten, inwiefern nach ihnen 
vorliegenden Erkenntnissen bei der Realisierung des Bauleitplans insbesondere unvorher-
sehbare nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten sind. 
 
 
 

18. Zusammenfassung 
 
Mit dem Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Wieder-
nutzung der vormals als Sportfläche genutzten Freifläche im zentralen Bereich des Plange-
bietes durch ein neues Wohngebiet geschaffen. Es werden Baufelder geplant, die eine kli-
maoptimierte Bebauung ermöglichen. Die Wohnbereiche werden intensiv begrünt, Gehölz-
bestand in großem Umfang erhalten. Zahlreiche Einzelbäume müssen dennoch gefällt und 
gemäß Baumschutzsatzung ersetzt werden. Die Versickerung des Niederschlagswassers ist 
nicht möglich, denn es besteht die Gefahr, dass im Abstrom liegende Grundstücke vernäs-
sen. Bei Umsetzung der beschriebenen Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen sind darüber hinaus keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten.  
 
 
 

19. Festsetzungen, Kennzeichnungen und Hinweise  
 
Belange von Natur und Landschaft 

 
1. Die Wohngärten und die Vorgartenflächen dürfen mit Ausnahme von Gartenwegen, 

Stellplatzzufahrten und Sitzplatzbereichen nicht großflächig versiegelt bzw. als Abstell- 
oder Lagerplatz hergerichtet werden. Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind un-
versiegelt zu halten und gärtnerisch zu gestalten. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 9 Abs. 1 
BauO NRW)   

 
2. Dachflächen von Garagen und Carports sowie von Nebenanlagen mit einer Dachneigung 

von kleiner 5 Grad und einer Dachfläche von mindestens 12 qm sind zu mindestens 
80 % mit einer extensiven Dachbegrünung zu versehen. (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b 
BauGB) 

 
3. Stellplätze und die privaten Zufahrten zu Garagen, Carports oder Stellplätzen sind mit 

versickerungsfähigem Ober- oder Unterbaumaterial (z. B. Rasengitterstein, Schotterra-
sen, Fugenpflaster) zu versehen. (§ 51a LWG i.V. mit § 9 Abs. Nr. 20 BauGB). 
 

4. Für alle Anpflanzungen im öffentlichen Raum sind standortgerechte Laubbäume bzw. 
standortgerechte Laubgehölze mit folgenden Pflanzqualitäten zu verwenden: Bäume: 
Hochstamm min. 3x verpflanzt, StU 18-20 cm für Bäume im öffentlichen Raum, für übri-
gen Flächen: StU 12-14 cm bzw. StU 8-10 cm (Obstgehölze);Sträucher: min. 2x ver-
pflanzt, 60-100 cm. Sämtliche Bepflanzungen, Bäume und Einsaaten sind fachgerecht zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. 

 
Kennzeichnungen: 
Das Plangebiet ist gemäß § 9 (5) Nr. 3 als Fläche, deren Böden erheblich mit umweltgefähr-
denden Stoffen belastet sind zu kennzeichnen.  
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Erläuterung: 
Das gesamte Bebauungsplangebiet überschneidet sich mit mehreren Altablagerungsflächen. 
Das künstliche Anschüttungsmaterial besteht aus einem Gemisch aus Sand, Bauschutt, 
Asche, Kohle, sowie Glas, Asphalt und Schlacke und kann Schadstoffbelastungen mit 
Schwermetallen und organischen Parametern aufweisen. Alle Hausgarten- und Grünflächen 
sind zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht mit Bodenmaterial, das die Vor-
sorgeanforderungen der Bundes- Bodenschutz und Altlastenverordnung erfüllt, über einer 
zuvor einzubauenden Grabesperre abzudecken. Die erforderliche Abdeckmächtigkeit beträgt 
in Hausgärten mindestens 60 cm und in öffentlichen oder privaten Grünflächen  
35 cm. 
 
Hinweis 
Fachgutachterliche Überwachung und Dokumentation: 
Sämtliche Erdarbeiten im Zuge von Baumaßnahmen sind fachgutachterlich überwachen zu 
lassen. Über die Begleitarbeiten ist eine Dokumentation mit allen Befunden und Beurteilun-
gen anzufertigen und auf Verlangen der Unteren Bodenschutzbehörde der Stadt Oberhau-
sen vorzulegen. Die Dokumentation hat den Verbleib von ausgebauten Anschüttungsmateri-
alien und insbesondere den Eignungsnachweis für einzubauendes Bodenmaterial zur Her-
stellung durchwurzelbarer Bodenschichten in Garten– und Grünflächen mit qualitativen und 
quantitativen Angaben zu enthalten (siehe § 12 Abs. 3 BBodSchV und DIN 19731, Nr. 5.1 
und Nr. 5.2). 
 
(Verfasser Teil B Umweltbericht: Stadt Oberhausen) 
 
 
 
 

 
 
Planquadrat Dortmund, 01.10.2012 
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C. Anhang: 
20. Verwendete Gutachten 

 
• Dr. Gärtner und Partner GbR: Orientierende Altlastenuntersuchung zum Bebauungs-

plan Nr. 655 – Rechenacker / Samlandstraße der Stadt Oberhausen, Duisburg, De-
zember 2011 

• Dr. Gärtner und Partner GbR: Betrachtungen zur Wasserwirtschaft und Hydrologie 
zum Bebauungsplan Nr. 655 – Rechenacker / Samlandstraße der Stadt Oberhausen, 
Duisburg, Januar 2012 

• Peutz Consult: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 655 – Re-
chenacker / Samlandstraße der Stadt Oberhausen, Dortmund, Oktober 2012  

• Grünplan Büro für Landschaftsplanung: Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 
zum Bebauungsplan Nr. 655 – Rechenacker / Samlandstraße der Stadt Oberhausen, 
Dortmund, November 2012 

• Groh: Berechnung der erzielbaren Klimapunkte und der Verschattung, Oberhausen, 
September 2012 
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21. Pflanzliste gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB)  
 
Liste Nr. 1: Bäume 1. Ordnung 
Acer platanoides  - Spitz-Ahorn 
Acer pseudoplatanus  - Berg-Ahorn 
Fraxinus excelsior  - Gemeine Esche 
Fraxinus excelsior 'Westhof’s Glorie' - Nichtfruchtende Straßen-Esche 
Quercus petraea  - Trauben-Eiche 
Quercus robur  - Stiel-Eiche 
Tilia cordata  - Winter-Linde 
Tilia cordata 'Greenspire'  - Stadt-Linde 

 
Liste Nr. 2: Bäume 2. Ordnung 
Acer campestre  - Feld-Ahorn 
Acer campestre 'Elsrijk'  - Feld-Ahorn 'Elsrijk' 
Acer platanoides 'Cleveland'  - Kegelförmiger Spitz-Ahorn 
Betula pendula  - Sand-Birke 
Carpinus betulus  - Hainbuche 
Prunus avium  - Vogel-Kirsche 
Prunus padus  - Gewöhnliche Traubenkirsche 
Sorbus aria  - Mehlbeere 
Sorbus aucuparia  - Eberesche 
Sorbus intermedia 'Brouwers'  - Schmalkronige Mehlbeere 

 
Liste Nr. 3: Heimische Sträucher 
Cornus mas  - Kornelkirsche 
Cornus sanguinea  - Gemeiner Hartriegel 
Corylus avellana  - Haselnuss 
Crataegus monogyna  - Eingriffeliger Weiß-Dorn 
Euonymus europaeus  - Pfaffenhütchen 
Prunus spinosa  - Schlehdorn 
Rhamnus cathartica  - Kreuzdorn 
Rhamnus frangula  - Faulbaum 
Ribes rubrum  - Rote Johannisbeere 
Rosa canina  - Hunds-Rose 
Rubus fruticosus  - Echte Brombeere 
Rubus idaeus  - Himbeere 
Sambucus nigra  - Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa  - Trauben-Holunder 
Salix aurita  - Ohrweide 
Viburnum opulus  - Gemeiner Schneeball 
 
Liste Nr. 4: Bodendeckende Gehölze und Stauden  
 
Gehölze  St./m² 
Berberis 'Verrucandi' - Immergrüne Berberitze 4 
Cornus stolonifera 'Kelsey' - Niedriger Hartriegel 4 
Euonymus fortunei in Sorten - Kriechspindel 4-10 (je nach Sorte) 
Hedera helix - Efeu 6 
Lonicera pileata u.L. nitida - Niedrige Heckenkirsche 4 
Pachysandra terminalis  - Ysander 9 
Potentilla fruticosa in Sorten - Fünffingerstrauch 4-5 
Rosa rugosa - Kartoffel-Rose 1 
Bodendeckende Rosen in Sorten - Bodendeckende Rosen 3-4 
Rosa rugotida  - Böschungs-Rose 3-4 
Shephanandra incisa 'Crispa' - Zwergkranzspiere 5 
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Symphoricarpos x chenaultii - Korallenbeere 2 
Vinca minor - Kleinblättriges Immergrün 9 
 
Stauden 
Ajuga reptans - Günsel 10-15 
Alchemilla mollis - Frauenmantel 5-7 
Carex morrowii 'Variegata' - Bunte Japan-Segge 9-12 
Deschampsia cespitosa - Rasen-Schmiele 3-4 
Epimedium in Sorten - Elfenblume 8-12 
Geranium in Sorten (starkwüchsig) - Storchschnabel 5-9 
Lamiastrum galeobdolon - Goldnessel 5-9 
Hypericum calycinum - Johanniskraut 6-9 
Lamium maculatum - Gefleckte Taubnessel 8-10 
Luzula pilosa - Frühlings-Hainsimse 9-15 
Luzula sylvatica - Waldhainsimse 5-9 
Pulmonaria in Sorten - Lungenkraut 9-12 
Vinca minor - Kleinblättriges Immergrün 9 
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